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Seit zweieinhalb Jahren wird die 
ehemalige Baustofffabrik Vio.Me im 
griechischen Thessaloniki nun in 
Selbstverwaltung durch die 22 Ar-
beiter geführt. Die Produktion wur-
de auf ökologische Reinigungsmittel 
und Seifen umgestellt. Die Arbeiter 
reagierten mit ihrem beherzten Vor-
gehen auf die Aufgabe der Fabrik 
durch die ehemaligen Eigentümer. 
Jetzt sehen sie den Bestand ihres 
Projektes akut bedroht und appellie-
ren an ihre griechischen und inter-
nationalen UnterstützerInnen. Das 
Gelände, auf dem die Fabrik sich 
befindet, soll Ende November 
zwangsversteigert werden.

Die Besetzer fordern eine Abtren-
nung des Fabrikgrundstücks vom 
Versteigerungsobjekt; sie nehmen 
nur etwa ein Siebtel der fraglichen 
Fläche ein. Dem wollen sie mit Ak-
tionen Nachdruck verleihen – am 
24. November soll eine Demonstra-
tion stattfinden, am 25. eine landes-
weite Versammlung der Unterstüt-
zerInnen. Am 26. soll eine Blockade 
des Gerichts den Zwangsversteige-
rungstermin unmöglich machen.

In die Syriza-Regierung setzen sie 
indes keine große Hoffnung mehr. 
Im Frühjahr 2014 war Alexis Tsipras 
in der Fabrik zu Gast und sagte sei-
ne Unterstützung zu. Jetzt bleibt die 

Regierung aber untätig und lehnt 
angebliche Eingriffe in »Privatange-
legenheiten« ab. 

In mehreren europäischen Län-
dern werden Solidaritätskomittees 
dem Aufruf folgen und durch Ver-
anstaltungen und Aktionen zeigen, 
dass die Besetzung internationale 
Sympathien genießt. Anlässlich des 
allgemeinen Streiks am 12. Novem-
ber fand laut Neues Deutschland (18. 
November 2015) bereits eine Kund-
gebung vor der griechischen Bot-
schaft in Berlin statt, bei der die 
Bedrohung des Selbstverwaltungs-
projektes kritisiert wurde. 

� (StS)

Rainer Thomann ist Mitglied einer 
Gruppe von in Betrieben und 
Gewerkschaften aktiven Menschen, 
die seit September 2012 regelmäßig 
Solidaritätsreisen nach Griechenland 
unternommen haben. Dort haben sie 
sich mit griechischen Gewerkschafte-
rInnen, sozial engagierten Menschen, 
AntifaschistInnen etc. getroffen und 
ausgetauscht und auch Gegenbesu-
che ihrer griechischen FreundInnen 
mit zahlreichen Veranstaltungen in 
deutschen Städten organisiert. Unser 
Ziel war und bleibt es, in Deutschland 
für Solidarität mit dem Widerstand 
gegen die Diktate der Troika zu wer-
ben. Insbesondere in den Gewerk-
schaften setzen wir uns für praktische 
Hilfe und Unterstützung der griechi-
schen KollegInnen ein. Wir dikumen-
tieren heir den berichjt über die Soli-
reise im September dieses Jahres.

»Die Hoffnung kommt« und dazu das strah-
lende Gesicht von Alexis Tsipras. Mit diesem 
Plakat gewann Syriza die Wahlen vom 25. Ja-
nuar 2015 und wurde Regierungspartei. Nach 
einem halben Jahr ist die damalige Begeiste-
rung verflogen, die Hoffnungen sind zerstört 
oder zumindest in die Zukunft verschoben. 

»Wir gewinnen die Zukunft« steht nun auf 
den Plakaten von Syriza für die Wahlen vom 
20. September, vor dem Hintergrund eines 
ernst dreinblickenden Tsipras‘, der sich vom 
einstigen Hoffnungsträger zum Vollstrecker 
all dessen, was er einst bekämpft hatte, ge-
wandelt hat.

Am Vortag der Wahlen fliege ich nach Athen. 
Es ist meine vierte Solidaritätsreise, zusam-
men mit deutschen GewerkschafterInnen und 
anderen solidarischen Menschen. Oft sind es 
Randbemerkungen, beiläufige, fast zufällige 
Äußerungen, die einen Sachverhalt treffender 
charakterisieren als tiefschürfende Analysen. 
Am Sonntagabend, als das Wahlergebnis  
bereits feststeht, erzählt mir eine Frau aus 
Deutschland, die nicht zu unserer Reisegrup-
pe gehört, aber im selben Hotel wohnt, sie 
habe soeben mit einem sturzbetrunkenen An-
archisten gesprochen, der seine Stimme er-
neut Syriza gegeben hat. Diesmal habe er sich 
erst danach betrunken, nachdem er im Januar 
so besoffen gewesen war, dass er gar nicht 
mehr habe zur Wahl gehen können.

	Die Wahl des kleineren Übels

Die tragisch-komische Episode macht deut-
lich, warum Syriza prozentual fast den glei-
chen Stimmenanteil erhalten hat wie im Ja-
nuar. Es ist die Wahl des kleineren Übels. 
Dies und vor allem auch die Angst vor einer 

Rückkehr der Rechten haben zum Wahlsieg 
von Syriza geführt. Hoffnungen macht sich 
vermutlich niemand mehr. »Es ist besser, dass 
Syriza gewonnen hat und nicht die Nea De-
mokratia«, bringt es am Montagabend Gior-
gos, einer der Wortführer der »Offenen Ver-
sammlung von Perama«, vorsichtig auf den 
Punkt. Wir kennen uns seit zwei Jahren und 
marschierten am 1. Mai 2014 an der Abend-
demo in Berlin zusammen in der ersten  
Reihe. Ich weiß, dass er Mitglied bei Syriza ist 
– oder war. Er wirkt gesundheitlich ange-
schlagen und schaut so traurig drein, dass ich 
es gar nicht wage, ihn darauf anzusprechen.

Seit der gewaltsamen Auflösung der Beset-
zung des Syntagma-Platzes im Sommer 2011 
trifft sich die »Offene Versammlung von Pera-
ma« jeden Montagabend. Die Zahl der Teil-
nehmenden – mehrheitlich Frauen – schwan-
ke zwischen einigen Dutzend bis zu mehreren 
Hunderten, erzählt man uns. Die Windrose 
ist das Symbol der Stadtteilinitiative, die par-
teipolitisch unabhängig, jedoch keineswegs 
politisch neutral ist. Denn die vier Himmels-
richtungen stehen für: Selbstorganisation, So-
lidarität, Widerstand, Umsturz. In diesem 
verarmten Vorort von Piräus, wo die Arbeits-
losigkeit bei über 80 Prozent liegt, stehen 
Selbstorganisation und Solidarität im Vorder-
grund. Nahrungsmittelhilfe an bedürftige Fa-
milien, kostenloser Nachhilfeunterricht für 
Kinder, dessen Bedeutung wächst, je mehr 
das staatliche Bildungswesen zerfällt, aber 
auch ganz direkte Aktionsformen zivilen Un-
gehorsams und kollektiven Widerstands wie 
beispielsweise das Recht auf Stromversorgung 
oder kostenloser Nahverkehr für Arbeitslose 
und Studierende.

	 »Selbstorganisation, Solidari-
tät, Widerstand, Umsturz«

Familien, denen wegen offener Rechnungen 
der Strom abgeschaltet wurde, werden wieder 
ans Netz angeschlossen. »Wie reagiert denn 
die Elektrizitätsgesellschaft auf diese illegalen 
Stromanschlüsse?«, fragt jemand aus unserer 
Reisegruppe. »Sie stellen den Strom wieder ab 
– und wir schalten ihn danach wieder an«, 
lautet die Antwort. Das ist eine der Formen 
des modernen »Guerillakrieges« im krisenge-
schüttelten Griechenland. Eine andere ist die 
praktische Durchsetzung des kostenlosen 
Nahverkehrs, indem Leute der Stadtteilinitia-
tive wochenlang Tag für Tag in den Linien-

bussen mitfuhren und die Kontrolleure not-
falls handgreiflich hinauswarfen. Die »Offene 
Versammlung von Perama« kann als Keim ei-
ner künftigen, solidarischen Gesellschaft gel-
ten, die zwischen den Trümmern der bürger-
lichen Gesellschaft heranwächst und deren 
Wurzeln kräftiger und tiefer werden, je länger 
die Krise andauert.

Ob sich denn seit Januar wirklich nichts 
geändert habe, wirft jemand der deutschen 
Gäste ein. Die Unterstützung bedürftiger Fa-
milien sei doch eine der ersten Maßnahmen 
der neuen Regierung gewesen. Ja, es gebe die-
ses Gesetz, lautet die Antwort. Doch die Um-
setzung sei derart bürokratisch und schwerfäl-
lig, dass die Hilfe kaum bei den Betroffenen 
ankomme. Ganz anders bei der Stadtteiliniti-
ative: »Bei uns muss niemand zuerst seine Be-
dürftigkeit nachweisen.« Ob das Beispiel re-
präsentativ für ganz Griechenland ist oder ob 
an anderen Orten eine bessere Zusammenar-
beit zwischen staatlichen Stellen und sozialen 
Bewegungen stattfindet, weiß ich nicht. Es 
sieht jedoch ganz danach aus, als wären 
Selbstorganisation und Solidarität die wirksa-
meren Mittel gegen materielle Not als staatli-
che Hilfsprogramme.

	

Die Solidaritätsstrukturen als 
konkrete Alternative zu Spar-
diktaten und Privatisierungen 

Ein anderes Beispiel für die Überlegenheit der 
Solidaritätsstrukturen gegenüber den staatli-
chen Institutionen erfahren wir in Thessalo-
niki. Eine Ärztin, die in der Solidaritätsklinik 
aktiv ist, kommt soeben von ihrer Schicht auf 
der Intensivstation eines großen Krankenhau-
ses. Die Übermüdung steht ihr ins Gesicht 
geschrieben. Große Mühe bereite vor allem 
das Fehlen elementarster Gegenstände wie 
Verbandsstoff und Handschuhe. »Das sind 
Dinge, die nicht viel kosten, aber sie sind 
nicht mehr vorhanden«, stellt sie fest. Aus 
diesem Grund sei sie auch schon so weit ge-
gangen, dass sie solche aus den Vorräten der 
Solidaritätsklinik ins Krankenhaus mitge-
nommen habe.

Das Ausbluten der öffentlichen Einrich-
tungen in Griechenland folgt durchaus einem 
Kalkül der europäischen Eliten. Indem mit 
den Spardiktaten der staatlichen Grundver-
sorgung die finanziellen Ressourcen entzogen 
werden, wird der Boden für die Privatisierung 
von Bildung und Gesundheit vorbereitet. Für 
jede Zivilgesellschaft sind letztere unentbehr-
lich, vergleichbar mit dem Wasser, ohne das 
es kein Leben gibt und das nun ebenfalls pri-
vatisiert werden soll.

In einem Referendum haben zwar 98 Pro-
zent der Bevölkerung von Thessaloniki gegen 
die Privatisierung ihrer Wasserversorgung ge-
stimmt. Nach dem Willen der EU soll sie 
dennoch an einen multinationalen Konzern 
verkauft werden, zumindest teilweise und in 
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Kaum eine Bewegung der 
letzten Jahre hat zu solch un-
terschiedlichen Interpretatio-
nen und Reaktionen geführt 
wie die aktuelle Migrations-
bewegung. Von »Wir schaffen 
das« über »Ströme«, »Wel-
len«, »Fluten« und entspre-
chenden Bedrohungs- und 
Überforderungsszenarien bis 
zur demografischen Instru-
mentalisierung der MigrantIn-
nen und Flüchtlinge für Ren-
ten- und Steuersysteme oder 
der Hoffnung auf einen neuen 

Wohnungsbau- und Beschäfti-
gungs-Keynesianismus für 
alle. Eines geht in diesen »Wir-
und-Die«-Szenarien unter: die 
Perspektive und aktive Rolle 
der MigrantInnen selbst. Wir 
dokumentieren hier eine ge-
kürzte E inschätzung von 
»transact«, einem Zusammen-
schluss verschiedener migrati-
onspolitischer Initiativen, die 
in den MigrantInnen nicht nur 
Objekte und »Opfer« sehen, 
und in den Fluchtbewegungen 
»Kämpfe um Bewegungsfrei-

heit und gerechte Entwick-
lung«:

Die Dublin-Regelung geschleift bis 
außer Kraft, Frontex mit dem Rü-
cken zur Wand, Europas Grenzen 
außer Kontrolle: In neuer Dimensi-
on und mit anhaltender Hartnä-
ckigkeit haben die Bewegungen der 
refugees und migrants das EU-
Grenzregime regelrecht überrannt. 
Das Recht auf Bewegungsfreiheit 
wird tagtäglich tausendfach durch-

gesetzt, im Zentralen Mittelmeer 
und in der Ägäis, durch Italien und 
über die Balkanroute, in Deutsch-
land bis nach Skandinavien. Die 
Gegenseite versucht mit allen Mit-
teln, die verlorene Kontrolle zurück-
zugewinnen. Sie schärfen ihre Ge-
setze der Ausgrenzung und 
Entrechtung. Fast jeden Tag reißen 
sie immer noch und immer wieder 
Menschen in den Tod: erstickt in 
LKWs, ertrunken im Meer.

Doch die Selbstorganisation und 
das Selbstbewusstsein der Geflüch-
teten und MigrantInnen nehmen 
stetig zu, viele haben ihre Erfahrun-
gen aus der Arabellion im Gepäck. 
Der Aufbruch zum «March of 
Hope” am 4. September im Buda-
pester Bahnhof markierte einen 
neuen Höhepunkt. Davon inspiriert 
kam ein neuer Schub von »Refugee 
Welcome«-Initiativen in Gang, ver-
knüpft mit einer riesigen medialen 

Aufmerksamkeit, nicht nur in 
Deutschland und Österreich über-
wiegend in positiv-solidarischer Be-
richterstattung für die Geflüchteten. 
Bei allen »Ambivalenzen dieser He-
gemonie« – von bisweilen unerträg-
lichem Paternalismus oder zyni-
schen Nützlichkeitsdiskursen, 
inklusive Unterscheidung in gute 
und schlechte Flüchtlinge – sehen 
wir ein gesteigertes Potential für 
eine transnationale antirassistische 
Bewegung, die den »langen Sommer 
der Migration« weiter erfolgreich 
flankieren kann und gleichzeitig den 
Impuls geographisch und sozial aus-
weiten muss. Und spätestens an die-
ser Stelle gilt es auch, nicht an den 
Außengrenzen der Europäischen 
Union stehen zu bleiben, sondern in 
einer transnationalen (Solidaritäts-)
Perspektive den Bogen zu sozialen 
und politischen Auseinandersetzun-
gen in den Herkunftsländern von 

mehreren Schritten. Genaueres sei noch nicht 
in Erfahrung zu bringen, erzählen unsere Ge-
sprächspartner der Initiative »Σώστε το νερό« 
(Rettet das Wasser). Sie wirken ratlos und 
entmutigt. Aufgeben wollen sie dennoch 
nicht. In ihrer Ratlosigkeit fragen sie uns, wie 
es in Griechenland weitergehen soll. Was  
hätten wir bloß antworten sollen?

Hier wie auch bei allen anderen Treffen 
mit AktivistInnen des Widerstands gegen 
Spardiktate und Privatisierungen kommt eine 
große Dankbarkeit unserer Reisegruppe ge-
genüber zum Ausdruck. Es sind weniger die 
Spendengelder, die wir überbringen und die 
selbstverständlich sehr willkommen und drin-
gend nötig sind. Es ist vor allem unsere physi-
sche Präsenz, die zählt. Die Tatsache, dass wir 
in unseren Ferien und auf unsere Kosten ein 
weiteres Mal nach Griechenland gereist sind, 
gebe ihnen Mut und Zuversicht, um allen 
Schwierigkeiten zum Trotz weiterzukämpfen. 
Es sind jeweils sehr ergreifende und berühren-
de Momente gelebter internationaler Solidari-
tät, in denen wir deutlich spüren: Es ist der 
gleiche Kampf gegen die weitere Ausbreitung 
moderner Barbarei und für eine solidarische 
Gesellschaft, der uns eint.

Von entscheidender Bedeutung ist für 
mich, dass sich auch nach dem Scheitern von 
Syriza die solidarischen Strukturen weiter aus-
breiten. Ihre Zahl hat sich in den letzten drei 
Jahren verdoppelt. Über vierhundert seien es 
inzwischen, über das ganze Land verteilt und 
aus allen Lebensbereichen.1 Zu den Spardik-
taten, die nun auch von Tsipras – im Gleich-
klang mit Merkel – als alternativlos bezeich-
net werden, sind sie zurzeit die einzige kon- 
krete Alternative. Gleichzeitig sind sie weit 
davon entfernt, die zerfallenden Strukturen 
der bürgerlichen Gesellschaft ersetzen zu kön-
nen. Die solidarischen Kliniken beispielsweise 
sind Ambulatorien medizinischer Erstversor-
gung und verfügen nicht über die Einrichtun-
gen eines Krankenhauses. Dennoch weisen sie 
den Weg in Richtung einer solidarischen Ge-
sellschaft ohne Lohnarbeit und Staat. In ei-
nem nächsten Schritt werden möglicherweise 
die Beschäftigten der Krankenhäuser dafür 
sorgen, dass dort Menschen ohne Kranken-
versicherung unentgeltlich behandelt werden. 
Punktuell dürfte das ohnehin bereits der Fall 
sein, indem diese heimlich an der offiziellen 
Administration vorbei geschleust werden – 
analog zu den illegalen Stromanschlüssen in 
Perama und an anderen Orten.

	 »Entweder Du bringst Dich 
um oder Du kämpfst weiter«

Es sind solche ganz praktischen Antworten, 
die im Griechenland der enttäuschten Hoff-
nungen kurzfristig das Überleben in der Krise 
ermöglichen und aus denen sich längerfristig 
eine neue politische Alternative entwickeln 

kann. Auch wenn heute noch niemand weiß, 
wie sie im Einzelnen aussehen wird. Die 
Stimmung treffend auf den Punkt gebracht 
hat eine griechische Genossin, die erzählt, sie 
habe eine schwere Depression – vermutlich 
sowohl privater als auch politischer Natur – 
hinter sich, doch jetzt gehe es wieder: »Ent-
weder Du bringst Dich um oder Du kämpfst 
weiter – eine andere Möglichkeit hast Du 
nicht.« Für Menschen, deren Vorfahren für 
ihre Überzeugungen im Gefängnis saßen, ist 
es undenkbar zu kapitulieren. Entweder ster-
ben oder weiterkämpfen, diese Haltung ist 
tief im kollektiven Bewusstsein jenes Teils der 
griechischen Bevölkerung verankert, der sich 
als politisch links versteht.

Ein Land, das einen Bürgerkrieg durchge-
macht hat, der mit Siegern und Besiegten en-
dete, bleibt auch noch Generationen später 
ein gespaltenes Land, obwohl oberflächlich 
gesehen die Gräben längst zugeschüttet sind. 
Es genügt dann ein Ereignis wie das Referen-
dum vom 5. Juli, damit die Risse wieder 
sichtbar werden. Hier liegt möglicherweise 
der tiefere Grund, weshalb Tsipras am Tag da-
nach das Gegenteil dessen tat, was von ihm 
erwartet worden war: Er traf sich mit den 
Präsidenten der bürgerlichen Parteien, einigte 
sich mit ihnen darauf, dass das Ergebnis des 
Referendums wirkungslos bleiben soll und 
bildete damit faktisch eine Regierung der na-
tionalen Einheit. Die tiefe Spaltung der grie-
chischen Gesellschaft, die sich mit dem Aus-
breiten der Krise weiter verschärft, drohte 
offensichtlich zu werden und musste unver-
züglich und um jeden Preis wieder zugedeckt 
werden. Wie hoch der Preis tatsächlich ist, 
den all jene zu bezahlen haben, die vor eini-
gen Jahren Syriza zu ihrem Hoffnungsträger 
gemacht hatten, wird sich in naher Zukunft 

zeigen, wenn die Auswirkungen des dritten 
Memorandums spürbar werden.

	H ellas Gold zerstörerisch für 
Mensch und Natur

Es wäre verfehlt und naiv, das Aufbrechen 
von Gräben und Rissen in der Gesellschaft 
einfach vorbehaltlos zu bejubeln. Ein Beispiel 
ist der Konflikt auf der Halbinsel Chalkidiki. 
In Skouries habe es in der Antike bereits ein-
mal einen ganz kleinen Goldabbau gegeben, 
erzählt man uns. Dort wachse auch 2000 Jah-
re später nichts mehr. Das größte Verbrechen 
von Hellas Gold bestehe jedoch in der Zer-
störung der Dorfgemeinschaft. »Man hat uns 
gegeneinander aufgebracht.« Die Spaltung 
verlaufe oft mitten durch Familie und Ver-
wandtschaft. Oder Nachbarn, die nun nicht 
mehr miteinander sprechen und verfeindet 
sind. In den Dörfern um Skouries wird es erst 
dann wieder Frieden geben, wenn das verbre-
cherische Bergbauprojekt definitiv begraben 
ist. Es geht nicht um den kurzfristigen Brot-
erwerb für einen Teil der Bevölkerung, son-
dern um die Lebensgrundlagen auch der 
künftigen Generationen.

Das Referendum vom 5. Juli war gewisser-
maßen die Spitze des Eisbergs, welche die un-
ter der Oberfläche liegenden gesellschaftli-
chen Widersprüche erahnen ließ. Treffender 
wäre vielleicht der Vergleich mit einem ver-
borgenen Vulkan, dessen Temperatur sich er-
hitzt und abkühlt und vom dem alle wissen: 
Irgendwann wird er wieder ausbrechen, wobei 
noch nicht feststeht, wie stark dann die gesell-
schaftlichen Heere sind, die sich gegenüber-
stehen, über welche Waffen sie verfügen  
werden und welche Formen die Auseinander-
setzung annehmen wird.

	D ie Goldene Morgenröte 
in der Defensive

Aufgefallen ist mir dieses Jahr bei allen unse-
ren Gesprächspartnern, dass die Goldene 
Morgenröte kaum mehr ein Thema ist. Ganz 
im Unterschied zu den Solidaritätsreisen vor 
zwei, drei Jahren. Das dürfte damit zusam-
menhängen, dass die Faschisten seit dem 
Mord an dem Musiker Pavlos Fyssas in der 
Defensive sind. Vor allem aber liegt der 
Grund darin, dass der Aufruf »Niemand al-
lein in der Krise!« nicht ungehört verhallte 
und einen »Krieg der Armen« untereinander 
weitgehend verhindert hat. Und wo sich die 
Nazis in der Öffentlichkeit zeigen, werden sie 
konsequent bekämpft. All dies hat dazu ge-
führt, dass bei den Wahlen vom 20. Septem-
ber die Goldene Morgenröte nur unbedeu-
tend zugelegt hat (von 6,28 auf 6,99 
Prozent). Im Unterschied zu vielen anderen 
europäischen Ländern hat es in Griechenland 
keine politische Entwicklung nach rechts ge-
geben. Sie bleibt aber weiterhin eine Gefahr, 

die nicht verharmlost werden darf. Man soll 
eine solche aber auch nicht herbeireden und 
sie größer machen, als sie ist, indem man 
dauernd die Goldene Morgenröte als »dritt-
stärkste Partei« bezeichnet und dabei ver-
schweigt, dass der Unterschied zur zweit-
stärksten Partei, der ND, mehr als 20 Prozent 
beträgt.

	 Gründe für das Scheitern 
von Syriza

Noch nie habe ich so lange gebraucht wie 
dieses Jahr, um meine Reiseeindrücke in Wor-
te zu fassen. Es ist alles andere als einfach, in 
einer derart komplexen, widersprüchlichen 
Situation die Orientierung nicht zu verlieren. 
Die Versuchung ist groß, sich entweder wei-
terhin an Hoffnungen zu klammern, die 
längst wie Seifenblasen geplatzt sind, oder 
kurzerhand Sündenböcke – sog. »Verräter« – 
ausfindig zu machen, denen man die Schuld 
für die enttäuschten Hoffnungen zuschieben 
kann. Fatal wäre es vor allem, wenn nun in-
nerhalb der sozialen Bewegungen jene, die zu 
der einen oder der anderen Tendenz neigen, 
einander wie Feinde behandeln würden statt 
weiterhin zusammenzuarbeiten.

Die Stärke von Syriza bestand ja vor allem 
darin, dass es während Jahren gelungen war, 
über alle ideologischen Gräben hinweg eine 
gemeinsame, breite Front aufzubauen. Nur so 
ist es erklärbar, dass Syriza zum Hoffnungs-
träger des sozialen Widerstands gegen die 
Spardiktate auserkoren worden war. Die 
Gründe, die zum Scheitern von Syriza geführt 
haben, müssen sorgfältig untersucht werden. 
Einer davon dürfte darin bestehen, dass nach 
dem überraschenden Wahlerfolg von 2012, 
als die Übernahme der Regierung erstmals in 
greifbare Nähe gerückt war, diesem Ziel alles 
andere untergeordnet wurde. Dazu gehörte 
die Schaffung einer straff hierarchisch aufge-
bauten Partei, wie es von der Mehrheit der 
Delegierten anlässlich des Parteitags im Juli 
2013 beschlossen wurde. Unter diesen Vor-
aussetzungen war es dann eine Frage der Zeit, 
bis die Spitze sich allmählich von der Basis 
entfernte und irgendwann verselbständigte. 

Diese Entwicklung kann, vor allem rück-
blickend, ziemlich einfach nachgezeichnet 
werden. Doch war sie auch unvermeidlich? In 
einem Mitte September 2015 veröffentlichten 
Interview sprach der ehemalige Syriza-Öko-
nom Jannis Milios von zwei Seelen innerhalb 
von Syriza: »Syriza hatte zwei Seelen. Die eine 
war der Reformismus und die Staatsfixierung 
der traditionellen Linken – sowohl derjeni-
gen, die aus der sowjetischen Tradition 
stammt, als auch derjenigen, die eine euro-
kommunistische Herkunft hat. Die andere 
Seele war der Radikalismus der globalisie-
rungskritischen Bewegungen der ersten Jahre 
des 21. Jahrhunderts. In der regierenden Syri-
za wurde die erste Seele viel stärker als die 
zweite. Leider trifft diese Feststellung auch 
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Von Ouagadougou über Mytilini nach Nickelsdorf und weiter 

Fortsetzung von Seite 9 oben

Protest gegen Hellas Gold in Chalkidiki
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Geflüchteten und MigrantInnen zu 
schlagen. Denn Fakt ist, dass sich 
die EU gerne als Feuerwehr präsen-
tiert, wo sie doch selbst allzu häufig 
als Brandstifterin agiert – und zwar 
immer dann, wenn eigene Interes-
senslagen durchgeboxt werden sol-
len. Entsprechend sehen wir derzeit 
drei zentrale Herausforderungen:

I. Fluchtwege freihalten –  
das Recht zu gehen

Dazu gehören einerseits die Versteti-
gung und der Ausbau von Solidari-
tätsstrukturen entlang der gesamten 
Route. Von Initiativen im gesamten 
Mittelmeerraum wie Sea Watch 
(http://sea-watch.org/), Alarmpho-
ne (http://alarmphone.org/de/) oder 
dem Rasthaus für Migrantinnen 
und ihre Kinder in Rabat (http://af-
rique-europe-interact.net/1318-0-
Das-Projekt.html), über konkrete 

Fluchthilfe- und Webguides bis hin 
zur materiellen Unterstützung von 
lokalen Projekten, insbesondere im 
Balkan beim Aufbau von Anlaufstel-
len und Gesundheitsposten. Zum 
anderen braucht es politisch offensi-
ve Mobilisierungen wie die Konvois 
aus Wien nach Ungarn oder die 
»Open-Borders-Karawane« aus 
Ljubljana (siehe unten).

II. Hintergründe thematisie-
ren – das Recht zu bleiben

Ob durch (Ressourcen-)Kriege und 
Waffenexporte, durch Unterstüt-
zung korrupter Eliten oder durch 
Landraub, Überfischung und knall-
harte Handelspolitiken (verkörpert 
durch das viel zitierte »globale 
Huhn«): Es gibt wenige Gründe für 
Flucht und Migration, an denen die 
Global Player der Weltökonomie 
und somit auch Europa und 

Deutschland nicht bestens verdie-
nen. Umso verlogener erscheinen 
die Politikerreden, in denen prokla-
miert wird, die Ursachen der Migra-
tion nunmehr anpacken zu wollen. 
Sie wollen allenfalls eine weitere Zu-
richtung im Ausbeutungsgefälle. 
Dagegen steht die Kooperation mit 
selbstorganisierten Initiativen und 
Kämpfen für soziale Gerechtigkeit 
im globalen Süden. Denn eines 
dürfte klar sein: An den neo-koloni-
alen Abhängigkeitsverhältnissen 
lässt sich nur etwas ändern, wenn so-
ziale Basisbewegungen aus Afrika 
und Europa in großem Stil gleichbe-
rechtigt, verbindlich und direkt zu-
sammenarbeiten. Ob in Mali oder 
Burkina Faso bei Kämpfen für das 
Recht zu bleiben (und somit für eine 
gerechte bzw. selbstbestimmte Ent-
wicklung). Oder in Syrien, wo es bis 
heute nicht nur hartnäckigen Wi-
derstand gegen das Assad-Regime 

und die IS-Truppen gibt, sondern 
auch beeindruckende Initiativen, 
Neues zu schaffen – ob in Erbin, 
Quamishli, Daraa oder Kobane.

III. Kämpfe verbinden zu 
einer sozialen Offensive

Wie wird es weitergehen in Europa 
und in Deutschland? Gelingt den 
Herrschenden die Eindämmung der 
erfolgreichen Flüchtlingskämpfe? 
Suchen sie notfalls verstärkt den 
Pakt mit rechtspopulistischen und 
rassistischen Parteien und Organisa-
tionen? Gelingt eine soziale Spal-
tung im Unten, das Teile-und-Herr-
sche im Gegeneinander-Ausspielen 
sozialer Bewegungen? Oder kann 
der Impuls der Autonomien und 
Kämpfe der Migration in andere so-
ziale Fragen übergreifen? Können 
die Märsche der Hoffnung Mut ma-
chen und eine neue Dynamik sozia-

auf die Mehrheit der Gruppen und Personen 
zu, die die Laiki Enotita (die linke Abspal-
tung von Syriza) gründeten.«2

Diese bemerkenswerte Einschätzung könn-
te der Schlüssel sein, um das Scheitern von 
Syriza zu verstehen. Die erwähnte »Staatsfi-
xierung der traditionellen Linken« hat sich 
seit jeher als Sackgasse erwiesen. Dies gilt erst 
recht für eine Zeit, in welcher die spätkapita-
listische Barbarei, für die sich der Begriff 
»Neoliberalismus« eingebürgert hat, im Be-
griff ist, alle öffentlichen Dienste, für die bis-
her der bürgerliche Staat zuständig war, zu 
privatisieren. Spielräume für einen Reformis-
mus im ursprünglichen, positiven Sinn sind 
offensichtlich keine mehr vorhanden. Tsipras‘ 
Strategie, die europäischen Eliten mit »richtig 
harten Verhandlungen« zu einer Änderung 
ihrer Politik zu bewegen, ist kläglich geschei-
tert – was nicht automatisch heißt, dass nicht 
andere in anderen Ländern nochmals dasselbe 
versuchen werden. Entweder bedingungslose 
Kapitulation oder »totaler Krieg« (vorerst 
wirtschaftlicher Natur), das ist die Botschaft 
von Merkel und Schäuble an die Völker Euro-
pas. Die EU hätte Europa den ewigen Frieden 
bringen sollen. Nach der erzwungenen Kapi-
tulation Griechenlands Mitte Juli 2015 wer-
den die linken Kräfte nicht Europa nicht dar-
um herumkommen, »das europäische 
Projekt« neu zu beurteilen. 

	Mögliche Perspektiven

Hatten sich die sozialen Bewegungen vor ei-
nigen Jahren Syriza als politischen Hoff-
nungsträger ausgesucht, so sieht es, nachdem 
diese Hoffnung zerschlagen ist, ganz danach 
aus, dass die sozialen Bewegungen selbst zum 
Hoffnungsträger geworden sind. In dieser Si-
tuation unbeirrt am Projekt »Syriza«, wie es 
anfänglich bestand, festhalten zu wollen, 
dürfte wenig erfolgsversprechend sein. Nicht 

allein, weil die »Laiki Enotita« bei den Wah-
len so wenig Stimmen geholt hat, dass ihre 
Abgeordneten gar nicht mehr im Parlament 
vertreten sind. Vielmehr bietet diese Wahlnie-
derlage die Möglichkeit, die eigene Strategie 
gründlich zu überdenken.

Eine linke Regierung, die in einem vom 
wirtschaftlichen Niedergang gezeichneten 
Land die Verwaltung des zerfallenden bürger-
lichen Staates übernimmt, sieht sich sehr 
schnell vor unlösbare Probleme gestellt. Eines 
der schwerwiegendsten kann unter dem 
Stichwort »Ernährungssouveränität« zusam-
mengefasst werden: Wie weit ist ein Land, 
eine Volkswirtschaft, in der Lage, eigenstän-
dig die Ernährung seiner Bevölkerung zu ge-
währleisten? Je stärker die Abhängigkeit von 
Nahrungsmittelimporten ist, desto schwieri-
ger wird es bei einem wie auch immer gearte-
ten »Wirtschaftsembargo«, das bekanntlich 
im Falle Griechenlands unmittelbar bevor-
stand. Dies gilt ganz besonders, wenn eine 
linke Regierung eine solche Situation im Rah-
men der bürgerlichen Staats- und Eigentums-
ordnung bewältigen will.

Vio.Me ist meines Wissens bis jetzt der 
einzige Industriebetrieb in ganz Griechen-
land, der nach der Schließung durch die Ei-
gentümer von der Belegschaft übernommen 
worden ist. Um die endgültige Stilllegung  
abzuwenden, die aufgrund der ungeklärten 
Rechtslage weiterhin droht, hätte die Tsipras-
Regierung – wie ursprünglich in Aussicht ge-
stellt – mit einer Gesetzesänderung Vio.Me 
schützen müssen. Dies hätte einen Präzedenz-
fall geschaffen, der in die bestehenden Eigen-
tumsverhältnisse eingegriffen und damit zu 
einer Situation beigetragen hätte, die Tsipras 
und die Syriza-Mehrheit unter allen Umstän-
den vermeiden wollten: das offene Aufbre-
chen der Klassengegensätze und ein verschärf-
ter Kampf zwischen den gesellschaftlichen 
Klassen in Griechenland.

Einmal angenommen, das überwältigende 

Nein beim Referendum vom 5. Juli wäre von 
der Syriza-Regierung respektiert worden. Mit 
großer Wahrscheinlichkeit wäre damit ein 
Prozess ausgelöst worden, der sehr schnell zu 
einem heftigen Klassenkampf geführt hätte. 
So hypothetisch die Überlegung inzwischen 
auch ist, so dürfte zumindest klar sein, dass 
eine solche Entwicklung, wenn sie erst einmal 
in Fahrt gekommen ist, weder aufzuhalten 
noch mit Gesetzesänderungen allein zu hand-
haben wäre.

Vielmehr würde sie eine gesellschaftliche 
Bewegung entfesseln, die den Rahmen der 
bürgerlichen Legalität und des Staates spren-
gen würde und die man mit dem Begriff »so-
ziale Revolution« zusammenfassen kann.

Diese wenigen Gedankengänge machen 
deutlich, dass kaum mehr Spielraum für eine 
Lösung im Rahmen der bürgerlichen Gesell-
schaftsordnung vorhanden ist. Weder für die 
Krise der Wirtschaft noch für die zerfallenden 
staatlichen Strukturen. Wie die geschilderten 
Beispiele im Gesundheitsweisen und bei der 
Armutsbewältigung zeigen, sind die erst in 
Ansätzen vorhandenen, selbstorganisierten 
Solidaritätsstrukturen bereits heute effizienter 
als die staatliche Verwaltung. Weit davon ent-
fernt, jene ersetzen zu können, werden sie 
dennoch zunehmend dazu gezwungen sein, je 
weniger Geld dem Staat zur Verführung steht.

	

Die solidarischen Strukturen 
zwischen staatlicher Integra-
tion und Unabhängigkeit

An diesem Punkt stellt sich die Frage nach 
der Beziehung zwischen den staatlichen und 
den selbstorganisierten Strukturen. Werden 
diese allmählich in jene eingebunden und da-
mit durch den Staat kontrollierbar oder be-
wahren sie ihre Unabhängigkeit? Und damit, 
im zweiten Fall, auch ihre gesellschaftsverän-
dernde Kraft, die wachsen wird, je stärker sie 

sich ausbreiten und je unentbehrlicher sie 
werden. Jede Antwort jedoch bleibt hypothe-
tisch und ist unweigerlich mit einer Erwar-
tungshaltung verknüpft. Damit der Staat Ein-
fluss nehmen kann, müsste er finanzielle 
Mittel zur Verfügung stellen können. Dazu ist 
er nicht mehr in der Lage und wird es, wie 
sich die Dinge entwickeln, in Zukunft noch 
weniger sein. Um dem Volk die Privatisierung 
bislang öffentlicher Dienste schmackhaft zu 
machen, müssen diese soweit zerstört werden, 
dass sie niemand vermissen wird, wenn es sie 
nicht mehr gibt. Privatkliniken statt staatliche 
Krankenhäuser, Privatschulen anstelle öffent-
licher Bildungseinrichtungen. Um solche be-
suchen zu können, müssen jene, die nicht das 
Geld dafür haben, sich verschulden. Und 
wenn sie nicht mehr kreditwürdig sind, blei-
ben sie davon ausgeschlossen. In Griechen-
land gilt das für einen wachsenden Anteil der 
Bevölkerung, dem nur noch die solidarischen 
Einrichtungen zur Verfügung stehen. Die Pri-
vatisierung und Vermarktung sämtlicher Le-
bensbereiche ist eine der letzten, noch nicht 
ausgeschöpften Möglichkeiten zur Kapitalver-
wertung. Aus diesem Grund werden die herr-
schenden Eliten an ihren Plänen festhalten, 
ungeachtet der sozialen Sprengkraft, welche 
diese unweigerlich beinhalten. Unter solchen 
Umständen wird die Kluft zwischen jener 
Minderheit der Bevölkerung, die sich Privat-
kliniken und private Universitäten leisten 
kann, und einer wachsenden Mehrheit, der 
diese verschlossen bleiben, zwangsläufig 
wachsen. Diese Entwicklung ist in Südeuro-
pa, namentlich in Griechenland, weiter fort-
geschritten als im nördlichen Europa. Und al-
len sozialen Protesten zum Trotz – die mal 
stärker, mal schwächer, aber überall und in 
unterschiedlichen Formen immer wieder auf-
flackern – ist sie in keinem einzigen europä
ischen Land gestoppt worden. Der Slogan 
»Wir zahlen nicht für Eure Krise!« ist ein 
frommer Wunsch geblieben.

Aus all dem folgt, dass die selbstorganisier-
ten, solidarischen Formen von Widerstand 
bisher die einzige konkrete (und in bescheide-
nem Rahmen wirksame) Antwort auf eine 
Krise darstellen, die nicht nur wirtschaftlicher 
Natur ist, sondern alle Lebensbereiche um-
fasst. In Griechenland hat sich diese Alterna-
tive inzwischen in einem erstaunlichen Maß 
entwickelt. Ein besonders schönes Beispiel 
dafür ist die »Offene Versammlung von Pera-
ma« mit der Windrose als Symbol für: Selbst-
organisation, Solidarität, Widerstand, Um-
sturz. Welche politischen Formen diese 
Solidaritätsbewegung nach dem Scheitern 
von Syriza annehmen wird, kann noch nie-
mand wissen. Dass sie die erwähnte »Staatsfi-
xierung der traditionellen Linken« sprengen 
wird, davon hingegen bin ich fest überzeugt.

Anmerkungen:
1)	 Hier findet sich eine Homepage mit einer Liste vieler 

Grassroots-Initiativen in Griechenland: http://omi-
kronproject.gr/grassroots (Anm. der Redaktion)

2)	 www.akweb.de/ak_s/ak608/20.htmBarrikade bei Vio.Me
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ler Kämpfe in Europa entfachen? 
Freiheit, Würde, Demokratie, soziale 
Sicherheit für sich und ihre Famili-
en, dafür demonstrieren die Men-
schen auf der Flucht mit allem Ein-
satz, dafür lassen sie sich von Zäunen 
und Grenzen nicht aufhalten. Sie 
wollen ankommen am Ort ihrer 
Wahl, zumeist bei Verwandten und 
FreundInnen quer durch Europa, 
dort die Sprache lernen, vernünftig 
wohnen, arbeiten, leben. »Solidarity 
for all«, der Slogan emanzipativer 
Netzwerke in Griechenland, wäre 
aufzugreifen, um alle Spaltungsver-
suche offensiv zu bekämpfen und 
gleichzeitig die »Normalität der Aus-
terität«, die Politik der Sozialkürzun-
gen und Prekarisierung, neu anzu-
greifen. Bezahlbare Wohnungen für 
alle durch neue Wohnungsbaupro-
gramme, Zugang für alle zu gesund-
heitlicher Versorgung und Bildung, 
bedingungslose Grundeinkommen 

und erhöhte Mindestlöhne: Diese 
sozialen Forderungen können und 
müssen mit neuem Leben gefüllt 
werden, durch soziale Aneignung 
und soziale Streiks, lokal bis transna-
tional. Kurzum: Die Kämpfe der 
Geflüchteten und MigrantInnen ha-
ben die soziale Frage mit neuer 
Wucht auf die Tagesordnung gesetzt. 
Greifen wir sie auf, reißen wir die 
Grenzen nieder, in allen Ländern, in 
allen Köpfen!

Noch ein Wort zu uns und zur 
Frage, wie wir uns in diesen Kämp-
fen verorten: »Transact!« – dieser 
Slogan verleiht unserer gemeinsa-
men Überzeugung Ausdruck, dass 
regionale, überregionale und trans-
nationale Kämpfe miteinander ver-
bunden werden müssen. Dement-
sprechend suchen wir nach Mög- 
lichkeiten des »Crossover«, der 
Brückenschläge zwischen verschie-
denen Teilbereichsbewegungen und 

zwischen mehr und weniger radika-
len Linken. Es geht uns um die Ver-
bindungen zwischen unterschied
lichen sozialen Realitäten und 
Kämpfen – in unseren Augen eine 
zentrale Bedingung, um gegen das 
globale Ausbeutungsgefälle anzuge-
hen. In der folgenden Collage sind 
einige dieser (Alltags-)Kämpfe 
schlaglichtartig skizziert und mit 
Links zum Weiterlesen versehen – 
auch, weil diese Auseinandersetzun-
gen zugleich exemplarische Antwor-
ten (unter anderem) auf besagte drei 
Herausforderungen enthalten.

Eine kurze Chronologie aktu-
eller Kämpfe

27.08.2015: Mytilini 
Zwei Wochen auf der griechischen 
Insel Lesvos im Sommer 2015: mehr 
als 15 000 Neuangekommene vor al-
lem aus Syrien, Afghanistan und 

Irak. Die Bilanz der Reise: tausende 
Wasserflaschen verteilt, mit Hunder-
ten von Kindern gespielt, Windeln 
verteilt, trockene Kleider und Mal-
stifte. Rollstühle besorgt für diejeni-
gen, die sonst meist zurückgelassen 
werden mussten. Mit Schwangeren 
und Schwerkranken und Verletzten 
ins Krankenhaus gefahren. Auf der 
Insel spielt sich für viele tausende 
Neuankommende täglich eine hu-
manitäre Katastrophe ab, Menschen 
müssen vor der Registrierung unter 
unmenschlichen Bedingungen war-
ten, hungernd, manchmal tagelang 
in der Gluthitze. Wichtig sind vor 
allem Informationen für die Weiter-
reise, tausende Guides auf Arabisch 
und Farsi wurden diesen Sommer 
verteilt: Welcome to Europe! Es sind 
viele Menschen vor Ort, die jeden 
Tag praktische Solidarität leisten 
und das Überleben der Geflüchteten 
sichern. Am Heck der Fähre das 

Thorsten Schulten hat in einer Studie 
für die Friedrich Ebert Stiftung im Sep-
tember diesen Jahres zusammenge-
fasst, wie sich das Tarifvertragssys-
tem in Griechenland auf Druck der 
Troika bzw. Quadriga geändert hat, 
welche Maßnahmen die Syriza-Regie-
rung dagegen vornehmen wollte und 
wie sich die Situation nach dem drit-
ten Memorandum vom August d.J. 
darstellt. Statt expliziter wirtschafts-
politischer Vorgaben mit deutlichen 
Bezügen zur deutschen Agenda 
2010-Politik, der »Flexibilisierung« 
der Tarifpolitik und Beschränkung 
gewerkschaftlichen Einflusses steht 
nun die Orientierung an »best 
practice«-Modellen in Europa an. Die 
Auseinandersetzung darum, was als 
»bewährte Praxis« mit Blick auf ein 
europaweites »Benchmarking« um 
»preisliche Wettbewerbsfähigkeit« 
gilt, und ob sich dies nennenswert 
von den bisherigen Vorgaben unter-
scheidet, hat damit über Griechen-
land hinaus Konsequenzen für alle 
Arbeitsverhältnisse in Europa: Wel-
chen Einfluss sollen Gewerkschaften 
künftig noch haben? Wie sollen Lohn-
abhängige ihre Rechte wahrnehmen 
und durchsetzen? Welche Löhne sind 
noch tolerabel? Wir dokumentieren 
die Studie in einer gekürzten Fas-
sung. 

(…) Der radikale Umbau des griechischen 
Tarifvertragssystems gehörte von Beginn an 
zu den Kernforderungen der Troika aus Euro-
päischer Kommission, Europäischer Zentral-
bank und Internationalem Währungsfond. 
Im Rahmen der ersten beiden Memoranden 
musste sich die griechische Regierung zu 
weitreichenden Eingriffen ins Tarifrecht ver-
pflichten, die im Ergebnis zu einer radikalen 
Dezentralisierung und weitgehenden Auflö-
sung von Flächentarifverträgen geführt ha-
ben. Vor diesem Hintergrund hat die im Ja-
nuar 2015 neu gewählte Syriza-Regierung 
den Wiederaufbau des griechischen Tarifver-
tragssystems zu einer ihrer wichtigsten Priori-
täten erklärt und hierzu bereits im April 2015 
einen konkreten Gesetzesvorschlag vorgelegt. 
Dessen Umsetzung scheiterte allerdings am 
Widerstand der Troika, die auf die Einhal-

tung der ersten beiden Memoranden beharr-
te. In dem im August 2015 vereinbarten drit-
ten Memorandum ist nun vorgesehen, die 
Entwicklung des griechischen Tarifvertrags-
systems unter Einbeziehung unabhängiger 
Experten und internationaler Organisationen 
(darunter auch der Internationalen Arbeitsor-
ganisation, ILO) zu überprüfen, um auf die-
ser Grundlage weitere Reformen durchzufüh-
ren, die sich an den »besten Praktiken in der 
EU« orientieren sollen. Die Auseinanderset-
zung um die Zukunft des griechischen Tarif-
vertragssystems erhält damit eine internatio-
nale Dimension und wird zu einem exempla- 
rischen Konflikt für die europäischen 
Gewerkschaften.

	D as griechische Tarifvertrags-
system vor der Krise

Nachdem noch bis in die 1980er Jahre hinein 
die Tarifauseinandersetzungen stark durch 
den Staat und staatliche Zwangsschlichtungen 
geprägt waren, kam es Anfang der 1990er 
Jahre in Griechenland zu einer grundlegen-
den Reform des griechischen Tarifrechtes, mit 
der die Tarifautonomie gestärkt werden sollte. 
Das 1990 verabschiedete Tarifvertragsgesetz 
(Gesetz Nr. 1876/1990) sah für die Privat-
wirtschaft1 den Aufbau eines mehrstufigen 
Verhandlungssystems mit insgesamt vier Ta-
rifvertragsarten vor. Auf nationaler Ebene ver-
handelten die Dachverbände von Arbeitge-
bern und Gewerkschaften einen nationalen 
Rahmentarifvertrag, in dem bestimmte Min-
destarbeitsbedingungen – darunter auch die 
Höhe des allgemeinen Mindestlohns – verein-
bart wurden. Darauf aufbauend konnten so-
wohl auf nationaler als auch auf regionaler 
Ebene Tarifverträge für bestimmte Branchen 
oder Berufsgruppen vereinbart werden. 
Schließlich konnten Unternehmen mit den 
betrieblichen Gewerkschaftsorganisationen 
spezielle Unternehmenstarifverträge abschlie-
ßen.

Die Struktur des griechischen Tarifver-
tragssystems war dabei streng hierarchisch 
nach dem Günstigkeitsprinzip gegliedert, wo-
nach Tarifverträge auf der jeweils unteren 
Ebene nur aus Arbeitnehmersicht günstigere 
Bedingungen enthalten konnten. Hinzu kam 
eine weite Verbreitung von Allgemeinverbind-
licherklärungen, die der Tatsache Rechnung 
trugen, dass die griechische Wirtschaft zum 
allergrößten Teil aus Klein- und Mikrobetrie-
ben besteht. So gab es für den allgemeinen 
nationalen Tarifvertrag eine Erga-Omnes-Re-
gelung, der zufolge automatisch alle Unter-

nehmen an den Tarifvertrag gebunden waren. 
Die Branchen- und Berufstarifverträge wur-
den in der Regel dann vom griechischen Ar-
beitsministerium für allgemeinverbindlich  
erklärt, sobald sie eine Mehrheit der Beschäf-
tigten in der jeweiligen Branche oder Berufs-
gruppe repräsentierten. Außerdem konnten 
auch Tarifverträge mit geringerer Tarifbin-
dung allgemeinverbindlich erklärt werden, 
wenn dies von einer der beiden Tarifvertrags-
parteien beantragt wurde.

Das griechische Tarifvertragssystem wurde 
zusätzlich dadurch stabilisiert, dass Arbeitge-
ber und Gewerkschaften zur Aufnahme von 
Tarifverhandlungen verpflichtet waren, wenn 
eine der beiden Seiten dies einforderte. (…) 
Die Herausbildung eines umfassenden Tarif-
vertragssystems mit nationalen, branchen- 
und berufsbezogenen Flächentarifverträgen 
hat insgesamt dazu geführt, dass Griechen-
land mit etwa 80 Prozent eine im europäi-
schen Vergleich relativ hohe Tarifbindung 
aufwies. Die Unternehmenstarifverträge spiel-
ten demgegenüber lange Zeit nur eine unter-
geordnete Rolle und erfassten weniger als 
zehn Prozent der Beschäftigten (Daouli  
u.a. 2015).

	

Durch die Troika erzwungene 
Veränderungen des griechi-
schen Tarifrechts

Die Politik der Troika basierte auf der Vorstel-
lung, dass die wirtschaftliche Krise Griechen-
lands vor allem durch einen Mangel an preis-
licher Wettbewerbsfähigkeit bedingt war, die 
nur durch eine Politik der »internen Abwer-
tung«, d.h. vor allem durch eine Kürzung der 
Lohnkosten behoben werden konnte. Dem-
entsprechend sollten die institutionellen Rigi-
ditäten des griechischen Tarifvertragssystems 
beseitigt und die nach unten gerichtete Lohn-
flexibilität für die Unternehmen erhöht wer-
den. Während das erste Memorandum von 
2010 hier noch eher vorsichtig auf eine Poli-
tik der »organisierten Dezentralisierung« setz-
te und den Unternehmen im Rahmen geson-
derter Unternehmenstarifverträge begrenzte 
Abweichungsmöglichkeiten von den Flächen-
tarifverträgen einräumte, kam es im Zuge des 
zweiten Memorandums von 2012 zu einer 
Radikalisierung beim Umbau des griechi-
schen Tarifvertragssystems.2 (…) Als erste ein-
schneidende Veränderung wurde das Günstig-
keitsprinzip abgeschafft. (…) Die einzige 
Grenze, die bei der betrieblichen Abweichung 
von Flächentarifverträgen nach wie vor nicht 
unterschritten werden darf, ist der nationale 

Mindestlohn. Die zweite Veränderung betrifft 
das Instrument der Allgemeinverbindlicher-
klärung, dessen Anwendung bis auf Weiteres 
ausgesetzt wurde. (…) Schließlich wird drit-
tens erstmals auch nicht-gewerkschaftlichen 
Arbeitnehmervertretungen das Recht einge-
räumt, auf Unternehmensebene Tarifverträge 
abzuschließen, sofern diese von mindesten 
drei Fünftel der Belegschaft unterstützt wer-
den. Damit sollte der Tatsache Rechnung ge-
tragen werden, dass in der Mehrzahl der grie-
chischen Kleinstunternehmen gar keine 
Gewerkschaften vorhanden sind, mit denen 
Unternehmenstarifverträge abgeschlossen 
werden könnten.

Im Jahr 2012 kamen dann noch einige 
weitere Veränderungen hinzu, wie z.B. die 
Reduzierung der Nachwirkung von Tarifver-
trägen von sechs auf drei Monate oder die Be-
grenzung der Geltungsdauer von Tarifverträ-
gen auf drei Jahre. (…) Außerdem wurde 
direkt per gesetzlichem Eingriff der tarifver-
traglich vereinbarte Mindestlohn um 22 Pro-
zent (und 32 Prozent für junge Beschäftigte 
unter 25 Jahren) abgesenkt und darüber ver-
fügt, dass der Mindestlohn zukünftig nicht 
mehr durch nationalen Tarifvertrag, sondern 
per Gesetz festgelegt wird.

Chancen für einen Wiederaufbau?
Thorsten Schulten* zum griechischen Tarifvertragssystem nach dem dritten Memorandum

Graffiti in Athen
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Banner: »Ferries not Frontex!« Mehr 
dazu: http://lesvos.w2eu.net/, Gui-
des »Welcome to Greece«: http://
w2eu.info/greece.en/articles/greece-
guide.en.html

17.09.2015: Mali 
Landkämpfe für selbstbestimmte 
Entwicklung
Laut jüngst veröffentlichter Zahlen 
des UNHCR stehen Menschen aus 
Mali an neunter Stelle unter den in 
Italien ankommenden Bootsflücht-
lingen. Die Bevölkerung des westaf-
rikanischen Sahellandes ist mit einer 
Vielzahl extremer Problemlagen 
konfrontiert – vom Klimawandel 
über islamistischen Terror bis hin 
zum Ausverkauf kleinbäuerlicher 
Ackerflächen an Großinvestoren. 
Umso erfreulicher war es, dass sich 
am 17. September 2015 über 500 
BäuerInnen der von dem transnati-
onalen Netzwerk Afrique-Europe-

Interact mitgegründeten Basisge-
werkschaft COPON in Kourouma 
getrofen haben, um weitere Aktivi-
täten zu koordinieren – nicht zuletzt 
eine im Rahmen der Großversamm-
lung öffentlich angekündigte Feld-
besetzung der beiden Dörfer Sana-
madougou und Sahou, die seit 2010 
schrittweise ihre gesamten landwirt-
schaftlichen Nutzflächen verloren 
haben. Weitere Infos: http://afrique-
europe-interact.net/677-0-Aktio-
nen-Europa—Vorschau.html

19.09.2015: Berlin
taz Panter Preis für »Alarmphone«
Ein Samstagabend im September – 
diese Nacht werden die Leute am 
Alarmphone fast 900 Menschen auf 
drei Booten im Mittelmeer bis zu 
ihrer Rettung begleiten, und ebenso 
100 Menschen auf zwei Booten in 
der Ägäis. Für das Alarmphone ist es 
neben der üblichen Arbeit auch ein 

außergewöhnlicher Abend: 2000 
km nördlich, im Zentrum des Euro-
pas der Grenztoten, nimmt es den 
Panter Preis der Zeitung »die taz« 
entgegen. Ein volles Deutsches The-
ater in Berlin würdigt mit Applaus 
seine humanitäre und politische 
Stellungnahme und Einsatz. Und in 
ihrem Applaus ist der Ernst der Si-
tuation auf dem Mittelmeer anwe-
send. »Ertrinken, meine Damen 
und Herren, ist ein leiser Vorgang«, 
beginnt die Festrede. Und endet 
mit: »Das Alarmphone von watch 
the med agiert in dem Geist, Men-
schen zu schützen und nicht Gren-
zen.« Webseite: http://alarmphone.
org/de/, die beeindruckende Lauda-
tio: http://taz.de/Laudatio-von-Me-
ly-Kiyak/!161089/

[*] Getragen wird »Transact!« von Aktivist_
innen aus Berlin, Bremen, Hanau und Wien. 
Weitere Infos und Veröffentlichungen unter: 
http://transact.noblogs.org/

Die einschneidenden Veränderungen im grie-
chischen Tarifrecht haben in der Praxis in 
kürzester Zeit zu einem radikalen Wandel der 
Tarifvertragsbeziehungen geführt. Das sicht-
barste Zeichen hierfür ist der Niedergang des 
Flächentarifvertrages. Während bis zum Aus-
bruch der Krise jährlich zwischen 150 und 
250 neue Tarifverträge für bestimmte Bran-
chen und Berufsgruppen vereinbart wurden, 
ging ihr Anteil seither kontinuierlich zurück 
und reduzierte sich nach den Tarifvertragsre-
formen auf etwa 20 neu verhandelte Tarifver-
träge pro Jahr. Damit kommt es in weiten 
Teilen der griechischen Wirtschaft zu einer 
regelrechten Auflösung der Tarifvertragsbezie-
hungen. (...) 

Der eher temporäre Charakter der neu ab-
geschlossenen Unternehmenstarifverträge 
wird auch durch die besondere Form und den 
Inhalt dieser Vereinbarungen bestätigt. Zu-
nächst ist auffällig, dass die große Mehrheit 
der neuen Unternehmenstarifverträge nicht 
von Gewerkschaften, sondern von nicht-ge-
werkschaftlichen Arbeitnehmervertretungen 
abgeschlossen wurde. (...) In nahezu allen 
neuen Unternehmenstarifverträgen wurden 
hierbei die neuen tarifrechtlichen Möglichkei-
ten ausgenutzt, die durch den Wegfall des 
Günstigkeitsprinzips eröffnet wurden: Drei 
Viertel aller Vereinbarungen enthielten dem-
nach Lohnkürzungen, während der Rest die 
Löhne auf dem bestehenden Niveau einfror. 
Die von nicht-gewerkschaftlichen Arbeitneh-
mervertretungen unterzeichneten Unterneh-
menstarifverträge enthielten zu fast 90 Pro-
zent Lohnkürzungen, während die Gewerk- 
schaften zwar mehrheitlich Lohnstopps 
vereinbarten, in mehr als 40 Prozent aller Fäl-
le jedoch auch Lohnkürzungen zustimmten.

	

Chancen für einen Wiederauf-
bau des griechischen Tarifver-
tragssystems?

Der Umbau des griechischen Tarifvertragssys-
tems hat zu einer radikalen Dezentralisierung 
und weitreichenden Aushöhlung der Tarifver-
tragsbeziehungen geführt. Im Sinne der Troi-
ka war er insofern »erfolgreich«, als dass er 
wesentlich zur Kürzung der Löhne in Grie-
chenland beigetragen hat, die mit einem 
durchschnittlichen Reallohnrückgang von  
20 Prozent so stark wie in keinem anderen 
europäischen Land ausgefallen ist (Schulten 
2015). Allerdings hat sich die damit verbun-
dene Hoffnung, mit gestiegener preislicher 
Wettbewerbsfähigkeit zu einem neuen export-
getriebenen Wirtschaftsaufschwung zu gelan-
gen, nicht erfüllt, da der griechischen Wirt-
schaft hierzu wesentliche strukturelle 
Voraussetzungen fehlen (Economakis u.a. 
2015, Schellinger 2015). Die Lohnkürzungen 

haben im Gegenteil zu einem drastischen 
Einbruch der gesamtwirtschaftlichen Nach-
frage geführt und die Krise weiter vorange-
trieben.

Vor diesem Hintergrund sprechen für das 
von der Syriza-Regierung verfolgte Projekt ei-
nes Wiederaufbaus des griechischen Tarifver-
tragssystems nicht nur demokratische, son-
dern auch ökonomische Argumente. 
Unterstützt wird die griechische Regierung 
hierbei vor allem von der ILO, die sich bereits 
2012 kritisch zu den Einschränkungen der 
Tarifautonomie in Griechenland geäußert 
hat. Damals hat die ILO der griechischen Re-
gierung empfohlen, »den institutionellen 
Rahmen für Tarifverhandlungen zu stärken« 
und zusammen mit Arbeitgebern und Ge-
werkschaften eine »umfassende Vision für die 
Gestaltung der Arbeitsbeziehungen zu entwi-
ckeln«, die »in Übereinstimmung mit den 
grundlegenden ILO-Konventionen zur Tarif-
politik steht« (ILO 2012: 273f.). 

2015 hat die ILO ihre Aufforderung an die 
griechische Regierung noch einmal bekräftigt 
und die Wichtigkeit konkreter Maßnahmen 
hervorgehoben, um die Tarifbindung in Grie-
chenland zu erhöhen (ILO 2015: 87). Bereits 
drei Monate nach ihrer Wahl hat die Syriza-
Regierung im April 2015 einen konkreten 
Gesetzentwurf zur »Wiederherstellung des Ta-
rifvertragssystems« vorgelegt und hierüber ei-
nen umfassenden Konsultationsprozess mit 
Arbeitgebern und Gewerkschaften begonnen. 
Im Kern sah der Gesetzentwurf in einigen 
zentralen Punkten die Wiederherstellung des 
alten Tarifvertragsrechts vor, darunter die 
Wiedereinführung des Günstigkeitsprinzips 

in der Hierarchie der Tarifverträge, die erneu-
te Anwendung von Allgemeinverbindlicher-
klärungen sowie die Wiedereinsetzung von 
Gewerkschaften als einziger legitimierter Ver-
tragspartei auf betrieblicher Ebene. In Unter-
nehmen ohne betriebliche Gewerkschaftsver-
tretung sollten die Unternehmenstarifverträge 
durch lokale oder sektorale Gewerkschaftsver-
treter vereinbart werden. Außerdem sah der 
Gesetzentwurf vor, im Rahmen von zwei 
Schritten bis Mitte 2016 die Kürzungen beim 
nationalen Mindestlohn zurückzunehmen 
und das Mindestlohnniveau von 2011 wieder 
herzustellen.

Die Umsetzung dieses Gesetzentwurfes 
scheiterte jedoch vor allem am Widerstand 
der Troika, die hierin einen Verstoß gegen die 
Bestimmungen des zweiten Memorandums 
sah.3 Im Rahmen des mit der sogenannten 
»Quadriga« (der ehemaligen Troika plus den 
Vertretern des Europäischen Stabilitätsmecha-
nismus, ESM) im August 2015 verabschiede-
ten dritten Memorandums wurde nun verein-
bart, dass die griechische Regierung »bis 
Oktober 2015 einen von unabhängigen Sach-
verständigen geführten Konsultationsprozess 
einleitet, um unter Berücksichtigung von auf 
internationaler und europäischer Ebene be-
währten Verfahren eine Reihe bestehender 
Rahmenbedingungen auf dem Arbeitsmarkt 
zu prüfen, darunter Massenentlassungen, Ar-
beitskampfmaßnahmen und Tarifverhandlun-
gen«.4 (…) Die griechische Regierung muss 
(…) die gesamte »Organisation, Vorgaben 
und Zeitpläne« dieses Konsultationsprozesses 
mit den Institutionen der Quadriga abspre-
chen. Gleiches gilt für weitere Veränderungen 
im Tarifrecht im Anschluss an die Beratun-
gen, die prinzipiell nur mit Zustimmung der 
Quadriga verabschiedet werden dürfen. 

Inhaltlich schreibt das dritte Memoran-
dum vor, dass sich die zukünftige Entwick-
lung des griechischen Tarifvertragssystems an 
die »in der EU geltenden bewährten Verfah-
ren anpassen« soll. In der englischen Fassung 
des Memorandums ist in diesem Zusammen-
hang sogar von »best practice« die Rede.5 (…) 
Die Troika hat in der Vergangenheit nicht nur 
in Griechenland, sondern auch in vielen an-
deren europäischen Ländern keinen Zweifel 
daran gelassen, dass für sie ein radikal dezent-
ralisiertes Tarifvertragssystem mit einer eher 
niedrigen Tarifbindung die »beste Praxis« aus-
macht (Schulten/Müller 2014) – zumal in 
dem dritten Memorandum explizit festgehal-
ten wurde, dass es keine einfache »Rückkehr 
zu den politischen Vorgaben der Vergangen-
heit geben« darf. 

Demgegenüber hat z.B. die Generaldirekti-
on Beschäftigung der Europäischen Kommis-
sion in ihrem jüngsten »Industrial Relations 
Report« noch einmal ausdrücklich festgestellt, 
dass diejenigen Länder in Europa mit den 
entwickeltesten und umfassendsten Arbeits- 
und Tarifvertragsbeziehungen am besten 
durch die Krise gekommen sind (European 
Commission 2015). (…)

Eine wichtige Rolle wird darüber hinaus 
der ILO zukommen, deren »Best-Practice-
Vorstellung« in einem entwickelten Tarifver-
tragssystemen mit starken Flächentarifverträ-
gen und einer hohen Tarifbindung besteht. In 
Bezug auf Griechenland hat die ILO (2012: 
271f.) bereits deutlich gemacht, dass die 
staatlichen Eingriffe in geltende Tarifverträge 
einen Verstoß gegen das in der ILO-Konven-
tion Nr. 98 gesicherte Prinzip der Tarifauto-
nomie darstellen. Außerdem hat die ILO ihre 
Sorge darüber zum Ausdruck gebracht, dass 
durch die politisch vorangetriebene Dezentra-
lisierung der Tarifverhandlungen viele Be-
schäftigte gar keinem Tarifschutz mehr unter-
liegen. (…) Nach Ansicht der ILO ist mit der 
Aufhebung des Günstigkeitsprinzips zudem 
die Gefahr einer dauerhaften »Destabilisie-
rung« der Tarifbeziehungen verbunden und 
diese stellt damit eine Schwächung der in den 
ILO-Konventionen Nr. 87 und Nr. 98 ent-
haltenen Grundrechte dar (ebenda: 272). Be-
sonders kritisch sieht die ILO schließlich die 
Rolle der nicht-gewerkschaftlichen Arbeit-
nehmervertretungen, die »ernsthaft die Positi-
on der Gewerkschaften als Repräsentanten 
der Beschäftigten in Tarifverhandlungen un-
terminieren« (ebd.).

Die kommenden Auseinandersetzungen 
um die Zukunft des griechischen Tarifver-
tragssystems versprechen also äußerst kontro-
vers zu werden. Mit der Beteiligung der Qua-
driga auf der einen und der ILO auf der 
anderen Seite ist dabei sichergestellt, dass die 
Auseinandersetzung keine rein innergriechi-
sche, sondern eine internationale sein wird, 
deren Ergebnis auch auf andere Länder aus-
strahlen wird. Vor diesem Hintergrund sind 
die europäischen Gewerkschaften gut beraten, 
sich in diese Auseinandersetzung einzumi-
schen und die griechische Seite bei ihrem An-
satz für einen Wiederaufbau des Tarifvertrags-
systems zu unterstützen.

*  Es handelt sich hier um eine, auch um das Literaturver-
zeichnis gekürzte Fassung des Textes von Thorsten Schul-
ten: »Chancen für einen Wiederaufbau? Die Zukunft des 
griechischen Tarifvertragssystems nach dem dritten Memo-
randum«, Studie der Friedrich Ebert Stiftung, September 
2015, online unter: www.library.fes.de

Anmerkungen:
1)	 Im öffentlichen Sektor werden Löhne und Arbeitsbe-

dingungen bis heute nicht durch freie Tarifverhandlun-
gen, sondern durch staatliche Verordnungen festgelegt.

2)	 Ausführliche englischsprachige Analysen zum Umbau 
des griechischen Tarifvertragssystems finden sich u. a. 
bei Ioannou (2012), Kornelakis / Voskeritsian (2014), 
Yannakourou / Tsimpoukis (2014) und Koukiadaki / 
Kokkinoe (2015).

3)	 Im Juli 2015 hatte die griechische Regierung darüber 
hinaus ohne Zustimmung der Troika ein Gesetz erlas-
sen, wonach die Nachwirkung von Tarifverträgen wie-
der von drei auf sechs Monate erhöht wurde. Im Rah-
men des dritten Memorandums wurde die griechische 
Regierung jedoch gezwungen, dieses Gesetz wieder 
zurückzunehmen.

4)	 »Griechenland. Memorandum of Understanding für 
ein dreijähriges ESM-Programm«, online unter: www.
europa-neu-begruenden.de

5)	 http://ec.europa.eu/economy_finance/assistance_eu_ms/
greek_loan_facility/pdf/01_mou_20150811_en.pdf

Antipasti
Hungerstreik in  
Butzbach?
Die Gefangenengewerkschaft (GG/
BO) teilt mit, dass »mehrere Dutzend« 
Gefangene in der hessischen JVA 
Butzbach sich auf einen unbefristeten 
Hungerstreik ab dem 1. Dezember 
vorbereiten. An diesem Termin läuft 
ihr Ultimatum gegenüber der hessi-
schen Justizministerin Eva Kühne-
Hörmann ab. Die Gefangenen wollen 
Gespräche mit der Ministerin durch-
setzen, nachdem ihre Bemühungen 
auf Gefängnisebene erfolglos geblie-
ben sind. »Neben einer Reihe von 
Missständen in der Verwaltung kriti-
sieren sie die Unterbringung in men-
schenunwürdigen Verhältnissen, die 
Verletzung des Resozialisierungsgebots 
und nicht zuletzt die Sanktionierung 

von Versuchen, im Rahmen der GG/
BO gewerkschaftlich aktiv zu wer-
den«, so die Gefangenengewerkschaft. 
Die Gespräche der Interessenvertre-
tung der Gefangenen (IVdG) mit der 
Anstaltsleitung seien ohne jedes 
Ergebnis geblieben. »Derweil wurde 
der Sprecher der GG/BO-Sektion 
Butzbach, Jürgen Rößner, gleichfalls 
Mitglied der IVdG, für seine Aktivitä-
ten mit täglich 23-stündigem Ein-
schluss und wiederholten Zellenrazzi-
en abgestraft. Als unter den Insassen 
dann noch Zahlen aus der JVA-
Schlosserei bekannt wurden, die deut-
lich machten, wie viel Geld ihre 
schlecht bezahlte Arbeit der Anstalt 
einbringt, stieg der Unmut weiter.« 
Erste Reaktionen der Ministerin las-
sen keinen Willen erkennen, den 
Hungerstreik durch Gespräche abzu-
wenden. Laut Wiesbadener Kurier (19. 
November 2015) vermutet sie, die 
Gefangenen hätten wohl vergessen, 

Szene von der Demo in Athen 
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In express 10/2015 hat Roman Dany-
luk einige Protestaktionen von Arbei-
terInnen in der post-Maidan-Ukraine 
dargestellt. Im zweiten Teil seines 
Textes wirft er zunächst einen Blick 
auf die Aktivitäten der extremen 
Rechten, um dann Stand und Perspek-
tiven der ArbeiterInnenbewegungen 
zu bilanzieren.

Während sich Teile der Arbeiterklasse zumin-
dest punktuell gegen die Austeritätspolitik der 
Regierung wehren und sich gleichzeitig die 
soziale Krise immer mehr verstärkt, haben 
sich in den letzten eineinhalb Jahren im 
rechtsextremen Lager einige wichtige Ent-
wicklungen ergeben. Zunächst war die extre-
me Rechte mit dem Aufbau von Freiwilligen-
bataillonen und den Kriegshandlungen an der 
Front vollauf beschäftigt. Vor allem die natio-
nalsozialistische SNA1 verfügt mit dem knapp 
tausend Mann starken Bataillon Azow über 
einen größeren militärischen Verband, der gut 
ausgerüstet und zurzeit bei Mariupol statio-
niert ist. Aber auch der Rechte Sektor unter-
hält bewaffnete Einheiten im Kriegsgebiet2, 
die jedoch zahlenmäßig schwächer sind. In 
der heißen Phase des Bürgerkriegs waren die 
bewaffneten faschistischen Paramilitärs an 
oder in der Nähe der Front vollauf beschäftigt 
und agierten überwiegend auch nur dort.

	W as treibt 
die extreme Rechte?

Die Swoboda wiederum – als eher institutio-
nell orientierte und verankerte rechtsextreme 
Organisation – verliert unaufhörlich an Zu-
spruch in der Bevölkerung, insbesondere in 
ihrem Stammland in der Westukraine, da sie 
dort seit Jahren Regierungs- und Verwal-
tungsaufgaben ausfüllt und dabei genauso 
korrupt agiert wie die anderen Parteien. In-
zwischen haben die beiden größten rechtsext-
remen Parteien ihre Strategie angepasst. Die 
Swoboda stürzt sich vermehrt auf soziale The-
men und biedert sich dabei auch Arbeiterpro-
testen auf der Straße an. Ein solches Beispiel 
ereignete sich bei den bereits erwähnten De-
monstrationen der ArbeiterInnen aus der Ra-
ketenfabrik Piwdenmasch in Dnipropetrowsk. 
Im Vorfeld der Proteste hat es wohl direkte 

Drohungen von Nazis gegeben. In dieser Si-
tuation bot die Swoboda ihre Unterstützung 
auf der Straße an und die protestierenden 
ArbeiterInnen akzeptierten notgedrungen 
diesen Schutz. Daraufhin wurden auf einer 
der Demonstrationen tatsächlich die Arbei-
terInnen von Nazihooligans der Swoboda ge-
schützt. Als diese allerdings ebenfalls mitlau-
fende Linke und GewerkschafterInnen (zum 
Teil aus anderen Städten) verbal angegangen 
sind, haben ArbeiterInnen zugunsten der 
Linken interveniert.

Auch der Rechte Sektor hat seine Strategie 
in letzter Zeit verändert bzw. angepasst. Da es 
an der Bürgerkriegsfront vergleichsweise »ru-
hig« ist, geht er seit Anfang des Jahres wieder 
verstärkt gegen politische Gegner und Min-
derheiten vor. Er griff sowohl mehrere 
1. Mai-Demonstrationen in verschiedenen 
Städten als auch die Gay Pride im Juni 2015 
in Kyjiw an. Auch hinter dem Angriff eines 
50-köpfigen rechten Mobs auf ein Wohnheim 
für ausländische Studierende im Frühjahr die-
ses Jahres in der zweitgrößten ukrainischen 
Stadt Charkiw wird der Rechte Sektor vermu-
tet. Nach wie vor lassen sich Teile des Rechten 
Sektors weiterhin von Oligarchen bezahlen, 
um immer wieder Arbeiter und deren Protes-
te anzugreifen. Es ist zudem eine Tatsache, 
dass viele Waffen im Umlauf sind und die Re-
gierung vor der offenen Frage steht, wie sie 
im Falle eines Friedensabkommens für den 
Donbass mit den Bewaffneten der Freiwilli-
genbataillone und des Rechten Sektors umge-
hen soll. Alle Freiwilligenbataillone sind mehr 
oder weniger stark in die Strukturen der Nati-
onalgarde eingebunden, die dem Innenminis-
terium untersteht und somit nicht Teil der 
ukrainischen Armee ist. Über das nazistische 
Azow-Bataillon halten sogar mächtige Perso-
nen aus der Regierung ihre schützenden Hän-
de. Es läuft wohl darauf hinaus, dass das 
Azow-Bataillon später einmal in die ukraini-
sche Polizei eingegliedert werden wird... Völ-
lig anders stellt sich die Situation für die be-
waffneten Einheiten des Rechten Sektors dar. 
Diese stehen bis heute weitgehend außerhalb 
der staatlichen Sicherheitsstrukturen, obwohl 
es seitens der offiziellen Politik immer wieder 
Integrationsangebote gibt. Eigenmächtiges 
Handeln regionaler Kommandeure des Rech-
ten Sektors stellen ein ständiges Problem dar. 
Dies wurde zuletzt am 11. Juli 2015 offen-
sichtlich, als sich in der transkarpatischen 
Stadt Mukatschewo im äußersten Westen des 

Landes Regierungstruppen mit einer Einheit 
des Rechten Sektors ein heftiges Feuergefecht 
lieferten. Dabei kamen auf Seiten der rechts-
extremen Paramilitärs automatische Waffen, 
Maschinengewehre und Granatwerfer zum 
Einsatz. Der Rechte Sektor errichtete sowohl 
Checkpoints in Mukatschewo als auch vor 
Kyjiw, um den Transport von weiteren Regie-
rungstruppen zu verhindern. Gleichzeitig 
kam es am 14. Juli zu zwei Bombenanschlä-
gen auf Polizeireviere in der westukrainischen 
Metropole Lwiw. Die staatlichen Sicherheits-
kräfte konnten schließlich mit Hilfe von Pan-
zerwagen und Hubschraubern den Wider-
stand brechen. Das Gewaltmonopol des 
Staats ist innerhalb von wenigen Tagen auf 
spektakuläre Art und Weise in Frage gestellt 
worden. Im Fall des Rechten Sektors scheint 
die übliche Integration rechtsextremer Para-
militärs in die Nationalgarde oder in die Si-
cherheitskräfte nicht zu funktionieren, da die-
se faschistische Partei und ihr bewaffneter 
Flügel der aktuellen Regierung zutiefst miss-
traut.

	E inschätzung 
der Arbeiterproteste

Wie sind die sozialen Auseinandersetzungen 
der letzten eineinhalb Jahre und die gegen-

wärtige gesellschaftliche Situation einzuschät-
zen?

Die häufigste Ursache der Arbeiterkämpfe 
in den letzten eineinhalb Jahren in der Ukrai-
ne war die verbreitete Praxis der Bosse und 
Regierungsmanager, Lohnzahlungen monate-
lang zurückzuhalten. Zwar ist das Arbeits-
recht in der Ukraine – als Überbleibsel aus 
Sowjetzeiten – vergleichsweise arbeiterfreund-
lich, z. B. durch einen guten Kündigungs-
schutz. Doch wird dieses Arbeitsrecht ausge-
hebelt und konterkariert durch eine äußerst 
langsam arbeitende Justiz. Deswegen hat sich 
gegen die Lohnrückstände punktuell an ver-
schiedenen Orten Widerstand der ArbeiterIn-
nen entwickelt. Bei einigen Gelegenheiten 
wurde sogar versucht, über diese defensiven 
Proteste hinauszugehen und die Aktionen ge-
gen die gesamte Austeritätspolitik der Regie-
rung zu richten. Es ist jedoch spekulativ vor-
herzusagen, ob und wie sich der soziale 
Protest in Zukunft fortsetzen wird. Was man 
momentan über die Zusammensetzung der 
protestierenden ArbeiterInnen sagen kann, 
ist, dass die aktiven Lohnabhängigen und Ar-
beitermilitanten meist relativ jung sind, z.B. 
in Krywyj Rih oder Dnipropetrowsk (Piw-
denmasch). Bei den Protesten stellen Beschäf-
tigte um Mitte 30 eindeutig die Mehrheit. 
Die letzten eineinhalb Jahre haben gezeigt, 
dass diese verhältnismäßig jungen ArbeiterIn-

Post-Majdan-Blues
Roman Danyluk über soziale Krise und Arbeiterproteste in der Ukraine / Teil II

dass eine Freiheitsstrafe »notwendige 
Einschränkungen mit sich bringt und 
mit sich bringen muss.«

Gegen Union-Busting  
bei KiK
Am Freitag, dem 13. November folg-
ten Aktionsgruppen in über 20 Städ-
ten dem Aufruf der aktion arbeitsun-
recht, vor Filialen des Kleidungsdis-
counters KiK gegen Betriebsratsmob-
bing und Ausbeutung in den interna-
tionalen Wertschöpfungsketten zu 
protestieren. Am Zentrallager traten 
zudem etwa 50 MitarbeiterInnen in 
Streik und demonstrierten vor der 
Tengelmann-Zentrale. Das Unterneh-
men war zuvor in einer Online-
Abstimmung aus drei Kandidaten aus-
gewählt worden. KiK konnte sich die 
Pole Position nicht nur wegen der 
Mitverantwortung für die Todesopfer 
in asiatischen Textilfabriken sichern, 
sondern auch wegen aggressiver 
Gewerkschafts- und Betriebsratsbe-
kämpfungsstrategien – unter anderem 
in dem erwähnten Zentrallager, wo 
ein Betriebsratsmitglied bereits 14 

Abmahnungen und den Versuch einer 
fristlosen Kündigung wegen eines 
Interviews erdulden musste. Beraten 
lässt sich das Unternehmen von nam-
haften Union Buster-Anwälten.

DGB-Immobilien für 
Flüchtlinge?
In Göttingen wurde am 5. November 
das ehemalige DGB-Haus in der Obe-
ren Maschstraße 10 besetzt. Die Beset-
zerInnen wollen Wohnraum und 
Unterstützungsangebote für Flücht-
linge schaffen. »Gerade aus den loka-
len Gewerkschaftskreisen erhalten wir 
viele Solidaritätsbekundungen zu die-
ser Aktion. Der Unmut über den lang-
jährigen Leerstand dieses geräumigen 
Gebäudes ist hier deutlich zu mer-
ken«, schreibt ihre Pressegruppe. For-
mal befindet sich das Gebäude in der 
Obhut der DGB-Treuhandgesellschaft 
VTG, die Verhandlungen werden aber 
vom DGB selbst geführt. Auch in 
Freiburg wird aus der Initiative »Recht 
auf Stadt« eine entsprechende Umnut-
zung eines leerstehenden DGB-Hau-
ses gefordert, allerdings ohne dem 

mittels Besetzung Nachdruck zu ver-
leihen. Von ver.di Freiburg wird dieser 
Vorschlag unterstützt; vom DGB 
selbst gab es bis zum 17. November 
noch keine Reaktion.

Leserliches

NSU in bester  
Gesellschaft
Sammelband zur Einbettung des 
rechten Terrors

Wird sie sprechen, oder wird sie nicht? 
Beate Zschäpe scheint entschlossen, 
im Münchner NSU-Prozess auch mal 
was zu sagen. Erstmal muss dafür 
allerdings ihr Anwalt aus dem Urlaub 
zurückkommen. Das ein oder andere 
klügere Wort über die Terrorgruppe 
als noch vor drei Jahren lässt sich 
inzwischen auch ohne Zschäpes Ein-
lassung verlieren. »Der gesellschaftli-
che Umgang mit den Morden des 
NSU zeugt von seiner Einbettung in 
ein medial vermitteltes und institutio-
nell verfestigtes Wissen über Migrati-

on, rassistische Gewalt und ihre Ursa-
chen, bei dem Migration und Krimi-
nalität eng miteinander verknüpft 
sind. Hat sich daran nach Aufdeckung 
des NSU etwas verändert?«, fragen die 
HerausgeberInnen des Sammelbandes 
»Der NSU in bester Gesellschaft. Zwi-
schen Neonazismus, Rassismus und 
Staat«, der kürzlich im Münsteraner 
Unrast-Verlag erschienen ist. »In dem 
Sammelband werden mit einem Blick 
in die 1990er Jahre die zentralen Fak-
toren ausgeleuchtet, die für die Entste-
hung und die weitgehend ungehinder-
ten Aktivitäten des NSU relevant 
waren. Ein Blick in die Gegenwart 
arbeitet die politischen, juristischen 
und medialen Auseinandersetzungen 
mit dem NSU nach Bekanntwerden 
seiner Morde und deren Effekte her-
aus. Schließlich geht es um die Frage, 
was der NSU und der gesellschaftliche 
Umgang mit ihm und den Morden 
für eine antifaschistisch und antirassis-
tisch ausgerichtete Theorie und Praxis 
bedeutet.« 

Jens Zimmermann, Regina Wamper, 
Sebastian Friedrich (Hg.): »Der NSU 

in bester Gesellschaft. Zwischen Neona-
zismus, Rassismus und Staat«, 168 Sei-
ten, 18 EUR, ISBN 978-3-89771-
766-4, Münster 2015

Rat und Tat  
zur Tarifeinheit
Rolf Geffken zur Entwicklung des 
Streikrechts

Der Hamburger Rechtsanwalt Rolf 
Geffken hat sich für sein neues Buch 
die Diskussion um Tarifeinheit und 
Streikrecht noch einmal gründlicher 
vorgenommen: »Ist in Deutschland 
eigentlich noch das Grundrecht der 
freien Gründung von Gewerkschaften 
garantiert oder ist das Prinzip der Ein-
heitsgewerkschaft nicht in vielen 
Bereichen einem Monopolanspruch 
von Großgewerkschaften gewichen? 
Entspricht die Rechtsprechung des 
Bundesarbeitsgerichts zum Status von 
Gewerkschaften noch international-
rechtlichen Standards oder muss diese 
nicht ggf. durch den Europäischen 
Gerichtshof für Menschenrechte über-
prüft werden? Welche Konsequenzen 

Demo am 12. November 2015
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ergeben sich aus dem neuen 
Tarifeinheitsgesetz für die Zukunft 
und die Arbeitsweise von Gewerk-
schaften hierzulande?«
Das Buch kann bestellt werden 
unter Institut@ICOLAIR.de, Tel. 
(04777) 1484

Rolf Geffken: »Tarifeinheit – Streik-
recht – Gewerkschaften. Aktuelle 
Analysen zur Koalitionsfreiheit in 
Deutschland.« 93 Seiten, 16,80 
Euro.

Troika gegen Grund-
rechtecharta
Juristische Untersuchung der EU-
Krisenpolitik

Das Hugo-Sinzheimer-Institut hat 
eine Untersuchung veröffentlicht, 
die die Eingriffe ins kollektive 
Arbeitsrecht durch die Troika aus 
EU-Kommission, Europäischer 
Zentralbank und Internationalem 
Währungsfonds auf ihre Grund-
rechtsverträglichkeit prüft. Die 

Autoren kommen zu dem Ergebnis, 
dass die Eingriffe in die Tarifauto-
nomie, wie sie in den letzten Jahren 
in den Krisenländern Europas prak-
tiziert wurden, geltendem Recht 
widersprechen – namentlich bre-
chen sie Art. 28 der europäischen 
Grundrechtecharta, der das Recht 
auf Kollektivverhandlungen und 
Streiks garantiert. Die Studie 
nimmt eine detaillierte Prüfung der 
Neuerungen auf europäischer Ebe-
ne und der »Memoranden« in Grie-
chenland vor; als juristischer Fach-
beitrag ist sie für Laien keine leichte 
Kost.

Bezug als pdf: 
www.hugo-sinzheimer-institut.de

Florian Rödl, Raphaël Callsen: 
»Kollektive soziale Rechte unter dem 
Druck der Währungsunion. Schutz 
durch Art. 28 EU-Grundrechtechar-
ta?« Schriftenreihe des Hugo-Sinz-
heimer-Instituts Bd. 13. 148 Sei-
ten. Frankfurt a.M. 2015, 19,80 
Euro. ISBN 978-3-7663-6467-8.

Abgezocktes

Jugendarbeitslosigkeit? 
Sticht!
»Krisenquartett«  
als Crowdfundingprojekt

Welches europäische Land hat die 
beeindruckendste Reallohnsenkung 
vorzuweisen? Wo geht die Jugend-
arbeitslosigkeit so richtig durch die 
Decke? Wie tief ins Minus kann 
Wachstum reichen? Um manch 
schlichten Zahlenwert im richtigen 
Moment parat zu haben, benötigt 
es etwas Gehirnjogging. Das 
adäquate Hilfsmittel ist in Vorbe-
reitung: Wiener KollegInnen haben 
ein »Krisenquartett« entworfen, mit 
dem sich die Eckdaten der Eurokri-
se am Spieltisch nachvollziehen las-
sen. Illustriert werden die Spielkar-
ten mit Bildern des Widerstands 
gegen das Austeritätsregime. Damit 
diese Idee umgesetzt werden kann, 
braucht es noch das nötige Klein-
geld. Das Spiel kann zum Preis von 

12 Euro vorbestellt werden, Spen-
den sind willkommen. Geplanter 
Erscheinungstermin ist Ende Janu-
ar 2016. Von jedem verkauften 
Spiel werden 2 Euro an die Klinik 
der Solidarität in Thessaloniki gege-
ben.

Weitere Informationen: 
www.krisenquartett.net

nen vor allem ihrer ökonomischen Situation 
wegen protestieren – es geht ihnen weniger 
um politische Forderungen oder politische 
Diskussionen. Linke UnterstützerInnen der 
Arbeiterproteste können dagegen eher mit ei-
nigen älteren ArbeiterInnen über 50 weiterge-
hende politische Diskussionen führen. Diese 
ArbeiterInnen stammen noch aus dem 
Kampfzyklus 1988/89, der damals eng mit 
dem Unabhängigkeitskampf verbunden war 
und aus dem die freien bzw. unabhängigen 
Gewerkschaften (NPGU und KWPU) her-
vorgegangen sind. Insgesamt ist zu beobach-
ten, dass bei den proletarischen Protesten Ar-
beiterInnen aus Betrieben, Fabriken und 
Bergwerken aktiv werden, die sich in Staats-
besitz befinden oder dem öffentlichen Dienst 
zugeordnet sind. Sie stammen überwiegend 
aus der sogenannten »alten Arbeiterklasse«. 
Offenbar gehen sie davon aus, dass sie auf die 
Regierung effektiver Druck ausüben können 
als auf Privateigentümer. Zudem sind die 
Kämpfe im staatlichen Sektor eine unmittel-
bare Reaktion auf die Praxis der Regierung, 
staatliche Betriebe und Zechen zu schließen 
oder zu privatisieren und öffentliche Beschäf-
tigte zu entlassen.

Die sozialen Auseinandersetzungen im Pri-
vatsektor sind dagegen davon geprägt, dass 
dort zwar weniger Arbeiterrechte existieren, 
die Löhne jedoch regelmäßiger ausgezahlt 
werden. Mehr als die Hälfte der ArbeiterIn-
nen haben übrigens gar keinen Arbeitsvertrag 
mehr und viele von ihnen arbeiten schwarz 
bzw. im informellen Sektor. In diesen Berei-
chen versucht die im Jahr 2000 ge-
gründete kleine Basisgewerkschaft 
Zachyst Pratsi (Verteidigung der Ar-
beit) ArbeiterInnen zu organisieren. 
Ihre Kämpfe finden in den Branchen 
Handel (Metro Cash & Carry), Bau, 
Gastronomie (Restaurants, Fleisch-
verarbeitung, Großbäckereien) sowie 
im Kyjiwer Zoo statt, mithin in Be-
reichen, in denen es bisher kaum or-
ganisierten Widerstand gab. Seit eini-
ger Zeit versucht Zachyst Pratsi auch 
– wie im März 2015 in Odessa – 
Straßenproteste gegen die Erhöhung 
der Preise im öffentlichen Nahverkehr 
zu organisieren.

	 Verschärfung der sozia-
len Widersprüche

Soziologische Umfragen3 zeigen zum 
Teil erstaunliche Ergebnisse und för-
dern überraschende Ansichten in der 
Bevölkerung zutage. So erhalten die 
etablierten PolitikerInnen Zustim-
mungen, die sich lediglich im einstel-
ligen Prozentbereich bewegen. Am besten 

schließt noch Präsident Poroschenko ab, der 
aktuell bei etwa acht Prozent Zustimmung 
liegt... Bei den regelmäßigen Erhebungen des 
KIIS wird von den Befragten auch das Privat-
eigentum, insbesondere die Privatisierungen 
mehrheitlich abgelehnt.  Zudem lässt sich aus 
den Antworten ablesen, dass bei den Men-
schen eindeutig soziale Sorgen (Löhne, Ren-
ten, Wohnungen, usw.) und nicht etwa tages-
politische Probleme im Vordergrund stehen. 
Doch selbst bei den wichtigen gesellschaftspo-
litischen Fragen der ukrainischen Gegenwart 
wird ersichtlich, dass die Regierung eine Min-
derheitenposition vertritt. So befürwortet lan-
desweit eine Mehrheit der Bevölkerung Zuge-
ständnisse im Donbass-Konflikt und eine 
Abkehr von einer strikt zentralstaatlichen 
Struktur.

Mit dieser gesellschaftlichen Grundstim-
mung sowie der Möglichkeit einer jederzeit 
wieder anhebenden Massenmobilisierung 
konfrontiert, ergibt die aktuelle Konfrontati-
onsstrategie der Kyjiwer Regierung durchaus 
einen Sinn. Solange der Konflikt im Donbass 
anhält, kann sie sich sowohl gegenüber der ei-
genen Bevölkerung als auch den westlichen 
Geldgebern den Rücken frei halten. Die Po-
roschenko-Regierung lässt immer wieder ver-
lauten, dass sie an einer politischen Lösung 
des Konflikts in der Ostukraine nicht interes-
siert ist. Es geht der regierenden Elite auch 
nicht um die Entwicklung der ukrainischen 
Wirtschaft oder darum, die Verelendung auf-
zuhalten, sondern um das Abgreifen von in-
ternationalen Hilfsgeldern, die größtenteils  

in die eigenen Taschen oder diejenigen der 
Oligarchen wandern. Die Regierung erklärt 
unaufhörlich, dass ein ausgeglichener Staats-
haushalt und die Bedienung der Auslands
schulden ihr primäres Ziel sei, egal was dies 
für die eigene Bevölkerung an Verelendung 
und Armut mit sich bringt.

Die herrschenden Kreise können jedoch 
die sozialen Widersprüche in der ukrainischen 
Gesellschaft nicht dauerhaft ignorieren und 
müssen gegen die weitverbreitete Politikver-
drossenheit in der Bevölkerung propagandis-
tisch vorgehen. Dies ist z.B. der Grund, war-
um es bis heute – entgegen den Absprachen 
während der Minsker Verhandlungen – sei-
tens der Regierung noch zu keinem direkten 
Dialog mit den Separatisten gekommen ist. 
Um bei den internationalen Geldgebern wei-
terhin Finanzhilfe herauszuschlagen, wird von 
der Regierung beständig die prowestliche bzw. 
antirussische Karte gezogen. Um die eigene 
Bevölkerung von Massenprotesten abzuhal-
ten, wird der Donbass-Konflikt »eingefroren« 
und das ganze Land vom offiziellen Politikbe-
trieb mit einer nationalistischen Kampagne 
überzogen. Die politische Elite kann ihre 
Herrschaft nicht aus dem desolaten Zustand 
der ukrainischen Wirtschaft oder der erbärm-
lichen sozialen Situation der Bevölkerung le-
gitimieren und braucht daher den Nationalis-
mus. Sie muss weiterhin versuchen, die 
Menschen entlang ethnischer oder sprachli-
cher Kategorien zu spalten. Die herrschenden 
PolitikerInnen und Oligarchen bieten den 
Leuten daher das Nationale an, um den 
Wunsch der Menschen nach einem guten Le-
ben in eine für sie ungefährliche Stoßrichtung 
zu lenken. Die Brutalisierung von Sprache 
und Verhalten setzt sich auf beiden Seiten 
weiter fort. Das macht die chauvinistischen 
Kampagnen und nationalistischen Tendenzen 
in der Ukraine, aber auch in Russland so ge-
fährlich.

Aus Sicht der ArbeiterInnen und einfachen 
Leute müsste der Krieg sofort gestoppt und 
der Konflikt durch Verhandlungen auf Au-
genhöhe beigelegt werden. Jeder militärische 
Konflikt verschlechtert nur die Lebensbedin-
gungen der arbeitenden und Unterklassen 
und beeinträchtigt deren Handlungsmöglich-
keiten. Unter den Bedingungen des Bürger-
kriegs und der neoliberalen Austeritätspolitik 
wird sich die soziale Krise in der Ukraine nur 
weiter verschärfen.

Anmerkungen:
1)	 Sotsial-Natsionalna Asambleja. Die SNA bezieht sich 

auf die deutsche SS, verwendet ganz offen die Wolfsan-
gel als Parteisymbol und unterhält unter dem Namen 
»Schwarzes Korpus« einen paramilitärischen Schutz-
verband.

2)	 Das »Ukrainische Freiwilligenkorps« (ukrainisch: 
Dobrowoltschyj Ukrajinskyj Korpus).

3)	 Etwa des Kyiv International Institute of Sociology 
(KIIS).
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»Alle Räder stehen still, wenn Dein starker 
Arm es will«, heißt es in einem der bekann-
testen deutschen Arbeiterkampflieder, dem 
»Bundeslied für den Allgemeinen Deutschen 
Arbeiterverein«, 1863 von Georg Herwegh. 
Der Frage danach, wie es knapp anderthalb 
Jahrhunderte nach Entstehung dieser Zeilen 
um Streikkultur und Arbeitskämpfe in Euro-
pa bestellt ist, stellt der Journalist und Autor 
Peter Nowak ins Zentrum des von ihm her-
ausgegebenen Buchs »Ein Streik steht, wenn 
mensch ihn selber macht. Arbeitskämpfe 
nach dem Ende der großen Fabriken.« 

Der Untertitel gibt dabei schon einen  
Hinweis auf die Stoßrichtung des Buches: Es 
handelt sich eben nicht um eine weitere Ab-
handlung über die klassischen und von gut 
organisierten Fabrikbelegschaften getragenen 
Massenstreiks und Arbeitskämpfe des 20. 
Jahrhunderts. Im Gegenteil: Der Autor stellt 
sich vielmehr die Frage, welche Folgen der 
Wandel der kapitalistischen Produktionsweise 
in Zeiten des Neoliberalismus auch für die 
Bedingungen hat, unter denen ArbeiterInnen 
in den Streik treten und Arbeitskämpfe füh-
ren, und vor welche neuen Herausforderun-
gen diese gestellt sind. Die Hauptthese des 
Autors ist, dass Streiks und Arbeitskämpfe 
mit dem Wandel der Produktionsweise kei-
nesfalls überflüssig geworden sind, dass sich 
jedoch, entsprechend den immer weiter flexi-
bilisierten Lohnarbeitsverhältnissen, ihre Er-
scheinungsformen geändert haben. Diesen 
neuen Formen ist Nowak, zusammen mit Au-
torInnen von labournet.tv, Willi Hajek, der 
Streik AG des Blockupy-Bündnisses u.a. in 
seinem Buch auf der Spur. Dass er hierbei 
nicht weiter eingeht auf die nach wie vor in 
klassischen Fabriken bzw. Großbetrieben 
stattfindenden Streiks und Arbeitskämpfe, 
wie sie in jüngster Zeit etwa bei Daimler in 
Bremen oder auch bei der Deutschen Bahn 
stattgefunden haben,  mag zwar zunächst als 
Leerstelle erscheinen. Da es dem Autor in ers-
ter Linie jedoch um Auseinandersetzungen 
geht, die in Branchen geführt werden, die 
man häufig nicht mit Streiks und Arbeits-
kämpfen in Verbindung bringt, kann der Ti-
tel des Buches auch als provokative Spitze ver-
standen werden, die sich nicht zuletzt auch 
gegen die, an kleineren und wenig repräsenta-
tiven betrieblichen Auseinandersetzungen 
nicht so interessierten DGB-Gewerkschaften 
richtet. Um die Bandbreite der in prekären 
Lohnarbeitsverhältnissen geführten Organi-
sierungsversuche deutlich zu machen, gibt es 
zum Beispiel kurze Artikel zu gewerkschaftli-
cher Organisierung in der Care-Arbeit, zum 

Verhältnis von SexarbeiterInnen und Gewerk-
schaft, zum Aufbau der Gefangenengewerk-
schaft/Bundesweite Organisation (GG/BO) 
oder zum Arbeitskampf bei einem Spätkauf 
(der Berliner Variante eines Kiosks). Ein be-
sonderes Augenmerk wird zudem auf aktuelle 
Organisierungsversuche und Streiks im Ein-
zelhandel gelegt. Anhand verschiedenster Ak-
tionen bei H&M und Amazon in Deutsch-
land und des erfolgreichen Arbeitskampfes in 
der norditalienischen Logistikfirma Bennet 
wird hierbei die Notwendigkeit betont, die 
stattfindenden Arbeitskämpfe aus ihrer be-
trieblichen Isolation zu lösen,  denn gerade 
durch die externe Unterstützung von solidari-
schen Gruppen könne somit eben auch bei 
einer stark fragmentierten Belegschaft der 
notwendige Druck auf das Unternehmen auf-
rechterhalten werden.

Im Falle der LogistikarbeiterInnen bei Bennet 
war es die Verbindung zwischen AktivistIn-
nen der Basisgewerkschaft S.I. Cobas (Sindi-
cato Intercategoriale – Comitati di Base, dt. 
Branchenübergreifende Gewerkschaft – Basis-
komitees) und Mitgliedern der radikalen Lin-
ken in Mailand, aus der heraus die Unterstüt-
zung der Belegschaft bei ihrem Vorhaben, 
einen Arbeitskampf zu führen, erfolgte. Als 
sich 2008 zu Beginn des Streiks bei Bennet 
rund 150 Menschen vor den Toren des Wa-
renlagers der Firma zusammenfanden, um die 
Streikposten zu unterstützen, wurde deutlich, 
dass dieser Arbeitskampf durch die massive 

Unterstützung von außen eine völlig neue 
Dynamik entwickeln würde. Nach einem 
acht Monate andauernden Kampf konnten 
bessere Arbeitsbedingungen, ein höherer 
Lohn sowie die Wiedereinstellung entlassener 
KollegInnen durchgesetzt werden – und, 
nicht zu vernachlässigen: Die »ArbeiterInnen 
[hatten] erlebt, dass sie nicht alleine waren 
und dass sie gewinnen konnten« (S. 30). 
Rückblickend heißt es bei Nowak: »Den An-
fang machten ein paar BasisgewerkschafterIn-
nen, die die hilfesuchenden Logistikarbeite-
rInnen rechtlich und strategisch berieten, und 
die auch zu jeder Tages- und Nachtzeit mit 
vor den Werkstoren auf Streikposten standen. 
Sie brachten ihr Organisationswissen aus 
Jahrzehnten der Arbeiterkämpfe Norditaliens 
mit und halfen, die Bewegung zu koordinie-
ren und KollegInnen aus verschiedenen 
Standorten zusammenzubringen [...] und die 
Idee der Solidarität praktisch werden zu las-
sen. Sie informieren die ArbeiterInnen über 
ihre Rechte und Möglichkeiten und unter-
stützen sie in organisatorischen Angelegenhei-
ten rund um ihre Kämpfe.« (S. 39)

Beispiele wie dieses werden im Buch häufi-
ger genannt, auffallend oft stammen sie je-
doch aus dem europäischen Ausland. Umso 
überraschender daher der letzte Artikel des 
Buches, der von der Gruppe »Antifa Kritik & 
Klassenkampf« aus Frankfurt/Main beigesteu-
ert wurde und in dem es um die strategische 
Wiederaneignung der Begriffe Klasse und 
Klassenkampf für die radikale Linke geht. Für 
die Frankfurter Gruppe bedeutet dies, »den 
Kampf um die kollektive Aneignung der Be-
dingungen einer Produktion gesellschaftli-
chen Reichtums, die auf Bedürfnisbefriedi-
gung und Entfaltung von Individualität 
gerichtet ist. Er findet nicht bloß – wie die 
alte Vorstellung wollte – in und vor den gro-
ßen Fabrikhallen statt, sondern überall dort, 
wo die Verausgabung der eigenen Arbeitskraft 
durch andere kommandiert wird.« (S. 102) 
Klassenkampf gilt hier als politisch-strategi-
sche Klammer für verschiedene Kämpfe, un-
ter die die AutorInnen dezidiert auch Kämpfe 
um Reproduktionsverhältnisse überhaupt so-
wie in den Sektoren bezahlter wie unbezahlter 
Reproduktionsarbeit selbst zählen. 

An der Perspektivlosigkeit der radikalen 
Linken kritisieren sie: »Der Abschied linksra-
dikaler Politgruppen vom Proletariat lief auf 
abstrakte, nicht bestimmte Negation hinaus. 
Statt sich selbst als Teil der Klasse der Lohn-
abhängigen zu begreifen und dort aktiv zu 
werden, wo man selbst ausgebeutet und ver-
nutzt wird, geriert man sich als Stimme der 

Vernunft und externer Mahner oder gar als 
eigentlich revolu- 
tionäres Subjekt.« (S. 104) Als positives Ge-
genbeispiel für die Unterstützung von 
Arbeitskämpfen nennen sie etwa die infolge 
des Amazon-Streiks gegründeten Streik-Soli-
Komitees, die eine ähnliche Funktion aus-
üben wie die externen UnterstützerInnen bei 
den norditalienischen LogistikarbeiterInnen 
und letztendlich den Weg zu einer solidari-
schen und sektorenübergreifenden Selbstorga-
nisierung der und in der Klasse ebnen könn-
ten. Allerdings geben sie hierbei auch zu 
bedenken, dass bei dieser Streik-Soli-Arbeit 
stets die Gefahr bestünde, sich ungewollt 
durch den DGB-Apparat instrumentalisieren 
zu lassen und dass die besagten Solidarisie-
rungsprozesse allzu oft wieder zu verpuffen 
drohen, sobald die Arbeitskämpfe beendet 
sind. Um dem entgegenzuwirken schlagen sie 
einen an die Idee des Sozialistischen Büros 
angelehnten Organisierungsprozess vor: »Was 
es bräuchte, um diesen Effekt zu vermeiden 
und der Gefahr einer sozialintegrativen Ver-
einnahmung entgegenzuarbeiten, wäre eine 
langfristige, negativ-klassenbewusste Organi-
sierung, in der die Lohnabhängigen – egal ob 
aktiv Streikende, Betriebsgruppen, Arbeitslo-
seninitiativen, Repro-ArbeiterInnen oder So-
li-AktivistInnen – mit ihren je unterschiedlich 
situierten Kämpfen einen Platz haben und 
eine gemeinsame, strategisch ausgerichtete 
Praxis entwickeln können, und zwar auf loka-
ler sowie überregionaler Ebene.« (S. 107)

Peter Nowaks Buch gibt einen schlaglicht-
artigen Über- und Einblick in aktuelle  
Debatten und Kämpfe, die derzeit in ver-
schiedensten Bereichen prekärer Lohnar- 
beitsverhältnisse stattfinden. Der Blick ins  
europäische Ausland zeigt zudem auf, wie  
Solidarisierungsprozesse mit streikenden Ar-
beiterInnen jenseits etablierter Gewerk-
schaftsstrukturen konkret aussehen und wie 
sie zu, zumindest mittelfristigem, Erfolg füh-
ren können. Inwiefern das Buch Basisgewerk-
schafterInnen und linke AktivistInnen zur 
weiteren Diskussion anregen wird, bleibt ab-
zuwarten. Fest steht jedoch, was die AutorIn-
nen von labournet.tv in ihrem Beitrag über 
die norditalienischen LogistikarbeiterInnen 
schreiben: »In dem Kampf der Facchini kann 
auch diese Linke noch viel über das Funktio-
nieren der extremen bürgerlichen Mitte, über 
das Verlassen der symbolischen Handlungs-
ebene in der antikapitalistischen Praxis und 
das Entwickeln von Arbeitermacht lernen!« 
(S. 39).

*  Joel Schmidt ist Soziologe und Politologe.
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